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Satzung und 
Gartenordnung 

Stand: April 2018 
 
 

Satzung 
 

des Kleingartenvereins 
‘‘Lot uns in Ruh“ e.V. 

_______________________________________________________ 
 
 

Präambel 
 
Frauen und Männer werden von dieser Satzung gleichermaßen angesprochen. Aus 
Gründen der besseren Lesbarkeit wird in dieser Satzung in der Regel die männliche 
Sprachform verwendet. Der Zugang zu allen Ämtern steht Frauen und Männern in gleicher 
Weise offen. Werden Ämter und Titel von einer Frau erworben und werden Funktionen von 
Frauen ausgeübt, so gelten Titel, Amts- und Funktionsbezeichnungen in ihrer weiblichen 
Form. 
 
Der Kleingartenverein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Kleingartenvereines dürfen nur für die 
satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen 
aus Mitteln des Kleingartenvereines. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck 
des Kleingartenvereines fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigt werden. 

 
 

§1 
Name und Sitz 

 
(1) Der Verein führt den Namen  
 

“Lot uns in Ruh“ e.V. 
 

Er hat seinen Sitz in Hamburg und ist im Vereinsregister eingetragen.  
Er ist im Innenverhältnis parteipolitisch und konfessionell neutral und nach außen hin 
unabhängig.  

 
(2) Der Verein ist Mitglied im „Landesbund der Gartenfreunde in Hamburg e.V.“, in dieser 

Satzung als LGH“ bezeichnet.  
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§ 2 
Zweck und  Aufgaben, Gemeinnützigkeit 

 
(1) Zweck des Vereins ist die Förderung der Kleingärtnerei. Dabei arbeitet er eng mit dem 

LGH zusammen. 
 
(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Er ist selbstlos tätig; und er 
verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Kleingartenvereines 
dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten 
keine Zuwendungen aus Mitteln des Kleingartenvereines. Es darf keine Person durch 
Ausgaben, die dem Zweck des Kleingartenvereines fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
(3) Dem Mitglied (Kleingärtner) wird der Garten zur nichterwerbsmäßigen gärtnerischen 

Nutzung, insbesondere zur Gewinnung von Gartenbauerzeugnissen für den Eigenbedarf 
und zur Erholung (kleingärtnerische  
Nutzung) überlassen.  

 
Die Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege sollen bei 
der Nutzung und Bewirtschaftung des Kleingartens berücksichtigt werden.  

 
(4) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch: 
       

1. Beratung und Betreuung der Mitglieder in allen Fragen der ökologischen und 
umweltschonenden Gartengestaltung und -bewirtschaftung vor allem des Obst- und 
Gemüseanbaues (Fachberatung);  

 
       2.  Mitwirkung bei der Lösung der Kleingartenwohnfrage;  
 

  3.  Materielle und ideelle Förderung der Jugendpflege durch Unterstützung der 
Deutsche Schreberjugend Hamburg e.V.;  

 
4.  Schaffung, Förderung und Pflege von Gemeinschaftseinrichtungen zur aktiven 

Entwicklung der Mitgliedergemeinschaft und des Vereinslebens; 
 
5. Anpachten von Kleingartenland vom LGH und Weiterverpachtung nach den 

Bestimmungen des Bundeskleingartengesetzes an Kleingärtner.  
 
(5) Die vom LGH gewährten Vorteile, insbesondere die Inanspruchnahme der vom LGH 

abgeschlossenen Versicherungen und der Beratungsmöglichkeiten in allen Vereins- und 
Kleingartenangelegenheiten werden wahrgenommen. 

 
 

§3 
Mitglieder 

(1)  ordentliche Mitglieder des Vereins können Personen werden, die sich im Sinne dieser 
Satzung kleingärtnerisch betätigen wollen und nicht aus dem LGH oder einem diesem 
angegliederten Verein ausgeschlossen oder ein zwischen ihm und dem Verein 
geschlossener Kleingartenpachtvertrag wegen eigenen Verschuldens des Bewerbers 
rechtswirksam gekündigt worden ist. In Hamburg wohnende Bewerber sind zu bevorzugen. 

 
 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Aufnahmeantrages des Bewerbers durch 

Beschluss des Vorstandes. Sie setzt den gleichzeitigen Abschluss eines Pachtvertrages 
über eine Kleingartenparzelle und die Anerkennung dieser Satzung voraus. 
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(2)  Wer sich um das Kleingartenwesen verdient gemacht hat, kann Ehrenmitglied werden. 

Über die Ehrenmitgliedschaft beschließt die Mitgliederversammlung. Ehrenmitglieder sind 
von allen Leistungen an den Verein frei. 

 
Bewirtschaften sie in diesem Verein eine Kleingartenparzelle, entfällt nur die Zahlung des  
Mitgliedsbeitrages. Sie haben jedoch die sich aus dieser Satzung und dem Pachtvertrag 
ergebenden übrigen Pflichten zu erfüllen, insbesondere die Pacht und die 
Versicherungsbeiträge zu zahlen. 

 
(3)  Ehegatten oder Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz eines ordentlichen 

Mitgliedes und Personen, die den Kleingartenverein, ohne eine Parzelle zu bewirtschaften, 
unterstützen wollen, können aufgrund eines schriftlichen Aufnahmeantrages vom Vorstand 
als fördernde Mitglieder aufgenommen werden. Ehren- und fördernde Mitglieder haben die 
gleichen Rechte wie die ordentlichen Mitglieder. 

 
(4) Die Mitglieder haben dem Verein unverzüglich jede Änderung ihrer Kontaktdaten, 

insbesondere der Anschrift, schriftlich mitzuteilen. 
 
(5)  Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
 
(6)  Die Mitgliedschaft endet durch:  
 a.) Tod,  
 b.) Austritt,  

c.) Beendigung des Einzelpachtvertrages mit dem Mitglied, es sei denn, die Mitgliedschaft 
wird auf ausdrücklichen schriftlichen Antrag des Mitglieds und Genehmigung des 
Vorstands als Fördermitgliedschaft fortgeführt, 

d.) Streichung von der Mitgliederliste oder 
e.) Ausschluss.  

  
Zu a.)  Beim Tod eines Mitgliedes ist der Übergang der Mitgliedschaft sowie der mit ihrem 

verbundenen Rechten auf seine Erben ausgeschlossen.  
 

Zu b.) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung des Mitglieds, welche dem Vorstand 
bis zum 30. Juni eines Jahres vorliegen muss. Er kann nur gleichzeitig mit der 
Kündigung eines bestehenden Pachtvertrages erklärt werden und wird wirksam mit 
der Räumung der Parzelle, spätestens zum 30. November des Jahres. Die sich aus 
der Satzung ergebenden Verpflichtungen bleiben bis zur Räumung der Parzelle, 
mindestens jedoch bis zum 30. November des laufenden Jahres bestehen. Der 
Vorstand kann von diesen Terminen Abweichungen zulassen. 

 
Das ausscheidende Mitglied hat keinen Anspruch auf einen Anteil am 
Vereinsvermögen. 

 
Zu d.) Ein Mitglied, das nicht Pächter ist, kann vom Vorstand durch Beschluss von der 

Mitgliederliste gestrichen werden, wenn es 
 

1. mit der Zahlung des fälligen Mitgliedsbeitrages, oder weiterer sich aus der 
Satzung ergebender sowie vereinbarter Zahlungsverpflichtungen im 
Rückstand ist und trotz schriftlicher Mahnung an die letzten von dem 
Mitglied dem Verein schriftlich mitgeteilten Kontaktdaten innerhalb von zwei 
Monaten keine Zahlung leistet;  

2.  unter den letzten vom Mitglied des Vereins mitgeteilten Kontaktdaten nicht 
mehr erreichbar ist. 

 
            e.)       Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es  
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1. schuldhaft die Pflichten verletzt, die ihm auf Grund des 

Bundeskleingartengesetzes (BKleingG), dieser Satzung, des 
Einzelpachtvertrages und der Gartenordnung oder auf Grund von 
Vereinsbeschlüssen obliegen; 

2.  durch sein Verhalten das Ansehen oder die Interessen des Vereins schädigt; 
3.  mit der Zahlung der fälligen Pacht, des Beitrages, der Umlagen und des 

Wohnnutzungsentgeltes im Rückstand ist und trotz schriftlicher Mahnung 
innerhalb von zwei Monaten keine Zahlung leistet;  

4.  seine Pflichten dem Verein gegenüber nicht erfüllt, insbesondere die ihm 
überlassene Parzelle mangelhaft bewirtschaftet oder innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist keine Laube erstellt; wegen mangelnder 
Bewirtschaftung der ihm verpachteten Parzelle kann das Mitglied erst dann 
ausgeschlossen werden, wenn es nach einer schriftlichen Abmahnung durch 
den Vorstand innerhalb einer angemessenen Frist diese Mängel nicht 
abgestellt hat; 

5. durch sein Verhalten die Gartengemeinschaft, insbesondere den 
Vereinsfrieden stört;  

6. nicht nur vorübergehend gehindert ist, seine Pflichten aus dieser Satzung 
selbst zu erfüllen; 

7. seine Rechte und Pflichten aus der Mitgliedschaft auf einen Dritten überträgt 
oder die ihm überlassene Parzelle oder die darauf befindlichen Baulichkeiten 
diesem ganz oder teilweise überlässt;  

8. die ihm überlassene Parzelle unzulässiger Weise bewohnt oder bewohnen 
lässt; 

9. bei Stellung seines Aufnahmeantrages verschwiegen hat, dass es bereits 
aus dem LGH oder einem diesem angegliederten Verein ausgeschlossen 
oder ihm ein mit diesem Verein geschlossener Kleingartenpachtvertrag 
wegen eigenen Verschuldens rechtswirksam gekündigt worden ist; 

10.  die ihm überlassene Parzelle gewerblich nutzt; 
11. rechtswidrige Wasserspültoiletten, Waschmaschinen, Geschirrspüler oder 

ähnlich abwasserverursachende Maschinen und Vorrichtungen in der Laube 
betreibt 

12. schuldhaft Bodenverunreinigungen verursacht. 
 
 
(7) Der Ausschluss erfolgt durch Beschluss des Vorstandes. Vor der Beschlussfassung ist das 

Mitglied zu einer Anhörung einzuladen. In der Einladung sind die konkreten 
Beanstandungen mitzuteilen. In der Anhörung muss dem Mitglied Gelegenheit zu seiner 
Rechtfertigung geboten werden. Nach der Anhörung kann der Ausschließungsbeschluss 
gefasst werden, auch wenn das Mitglied nicht erschienen ist. Der Beschluss ist mit einer 
Begründung schriftlich niederzulegen und dem ausgeschlossenen Mitglied schriftlich 
mitzuteilen. 

 
(8) Das ausgeschlossene Mitglied hat das Recht, binnen zwei Wochen nach Zugang des 

Ausschließungsbescheides eine Verhandlung über den Ausschluss beim 
Schlichtungsausschuss der zuständigen Bezirksgruppe im LGH 
(Bezirksschlichtungsausschuss) zwecks gütlicher Beilegung zu verlangen.  

 
Erscheint das ausgeschlossene Mitglied trotz schriftlicher Ladung ohne begründete 
Entschuldigung nicht zu der angesetzten Verhandlung, so gilt sein Verlangen als 
zurückgenommen. Erscheint kein Vertreter des Vorstandes, so gilt der Ausschluss als 
zurückgenommen. 
 
Bis zur Entscheidung des Bezirksschlichtungsausschusses ruht die Mitgliedschaft des 
ausgeschlossenen Mitglieds. 
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Beantragt ein ausgeschlossenes Mitglied keine Verhandlung vor dem 
Bezirksschlichtungsausschuss, so gilt sein Einverständnis mit dem Ausschluss als erklärt.  

 
(9)  Dem Mitglied steht gegen die den Ausschluss bestätigende Entscheidung des 

Bezirksschlichtungsausschusses das Recht der Beschwerde bei dem 
Schlichtungsausschuss des LGH zu. Der Schlichtungsausschuss des LGH kann vom 
ausgeschlossenen Mitglied direkt angerufen werden, wenn die für das ausgeschlossene 
Mitglied zuständige Bezirksgruppe keinen Schlichtungsausschuss unterhält oder dieser 
innerhalb eines Monats ab der Bekanntgabe, der den Ausschluss bestätigenden 
Entscheidung an das Mitglied nicht arbeitsfähig ist. 

 
Die Beschwerde ist innerhalb von 14 Tagen nach Zugang der Entscheidung schriftlich 
unter Angabe von Gründen bei dem Schlichtungsausschuss des LGH einzulegen. 

 
Dieser hat die Beteiligten zu der Verhandlung mindestens 7 Tage vorher in Textform zu 
laden und bei Erscheinen anzuhören. Zeugen können auf eigene Kosten mitgebracht 
werden. Die Ladung ist ordnungsgemäß erfolgt, wenn sie am achten Tag vor der 
Verhandlung an die letzten von dem Beteiligten dem Verein mitgeteilten Kontaktdaten 
verschickt worden ist. Über die Verhandlung ist Protokoll zu führen. Vor der Entscheidung 
über die Beschwerde kann keine Klage vor den staatlichen Gerichten erhoben werden. Der 
Schlichtungsausschuss des LGH hat eine gütliche Einigung anzustreben. Er kann jedoch 
den Ausschluss endgültig bestätigen oder aufheben. Näheres regelt die 
Verfahrensordnung des Schlichtungsausschusses des LGH. 
 
Bis zur Entscheidung des Schlichtungsausschusses des LGH ruht die Mitgliedschaft des 
ausgeschlossenen Mitglieds. 

 
(10)     Der Ausschluss wird nach der Bestätigung durch den Bezirksschlichtungsausschuss bzw. 

LGH-Schlichtungsausschuss sofort wirksam, sofern die jeweilige Entscheidung nach die-
ser Satzung nicht mehr anfechtbar ist oder wenn das Mitglied zu einer 
Schlichtungsverhandlung trotz ordnungsgemäßer Ladung nicht erscheint.  
Bei ordentlichen Mitgliedern endet die Mitgliedschaft auch bei einer Bestätigung des Aus-
schlusses frühestens mit der rechtswirksamen Beendigung des mit dem Mitglied geschlos-
senen Kleingartenpachtvertrages. Bis zu diesem Zeitpunkt ruht die Mitgliedschaft. Sofern 
der Kleingartenpachtvertrag vor dem Abschluss des Ausschlussverfahrens und der verein-
sinternen Rechtsbehelfe endet, ruht die Mitgliedschaft des ordentlichen Mitglieds bis zum 
Abschluss des Ausschlussverfahrens. 

 
 

§4 
Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 
 

(1)             Die Mitglieder sind insbesondere befugt, 
 

a.) an Veranstaltungen des Vereins und Maßnahmen zur fachlichen Betreuung 
teilzunehmen sowie solche anzuregen, 

 
b.) Einrichtungen und Geräte des Vereins zu nutzen. Bei schuldhafter Beschädigung 

von Geräten des Vereins hat das Mitglied Ersatz zu leisten.  
 
 (2) Ordentliche Mitglieder und fördernde Mitglieder, welche nicht Ehegatten oder 

Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz eines ordentlichen Mitglieds sind, 
werden mit der Verbandszeitschrift „Hamburger Gartenfreund“ beliefert. Die Versandkosten 
sind von diesen Mitgliedern zu tragen. 
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 (3)    (a) Nach Maßgabe dieser Satzung sind die ordentlichen Mitglieder auf Anordnung des 

Vorstandes zur Gemeinschaftsarbeit für den Verein verpflichtet. Für nicht geleistete 
Gemeinschaftsarbeit ist der von der Mitgliederversammlung festgesetzte Betrag an 
den Verein zu entrichten. 

 
  Jedes Mitglied muss Beiträge und Umlagen termingerecht zu zahlen und 

Vereinsbeschlüsse zu beachten. Es ist verpflichtet, sich sämtlichen von der 
Landesbundversammlung beschlossenen und auch die Interessen des Mitglieds 
schützenden Versicherungskollektivverträgen anzuschließen und die Prämien 
termingerecht zu bezahlen. Alle Geldleistungen sind Bringschulden. 

 
 (b) Zur Deckung außerplanmäßigen Finanzbedarfs über die gewöhnliche 

Geschäftstätigkeit hinaus, kann die Mitgliederversammlung die Erhebung von 
Umlagen beschließen: Diese Umlagen können jährlich pro Parzelle bis zum 
Fünffachen des Mitgliedsbeitrages betragen. 

 
 (4) Die Mitglieder sind zur Einhaltung der Vorschriften dieser Satzung, der Gartenordnung und 

des Einzelpachtvertrages verpflichtet.  
 
 

§5 
Organe 

 
Die Organe des Vereins sind 

 
1.  die Mitgliederversammlung; 

                                                   2.      der Vorstand. 
 
 

§6 
Mitgliederversammlung 

 
(1)  Der Mitgliederversammlung gehören alle Mitglieder einschließlich der fördernden und der 

Ehrenmitglieder an. Eine Vertretung durch ein im selben Haushalt wie das Mitglied 
lebendes schriftlich bevollmächtigtes volljähriges Familienmitglied, welches selbst nicht 
Mitglied des Vereins ist, ist zulässig. Jedes Mitglied hat nur eine Stimme.  

 
(2)  Die Mitgliederversammlung entscheidet über alle Angelegenheiten des Vereins, soweit sie 

nicht dem Vorstand zugewiesen sind.  
 
(3)  Die Mitgliederversammlung ist einmal jährlich bis zum 30. Juni einzuberufen. Sie ist 

außerdem einzuberufen, wenn dies unter Angabe des Zwecks und von Gründen von einem 
Viertel der Mitglieder schriftlich verlangt wird oder wenn der Vorstand es im Interesse des 
Vereins für erforderlich hält. 

 
Die Einberufung erfolgt durch den Vorstand unter Einhaltung einer Frist von mindestens 
zwei Wochen durch Einladung in Textform unter gleichzeitiger Bekanntgabe der 
Tagesordnung. Die Einladung ist fristgerecht erfolgt, wenn sie spätestens am 15. Tag vor 
der Mitgliederversammlung an die letzten dem Verein vom Mitglied mitgeteilten 
Kontaktdaten verschickt worden ist. 

 
(4)  Anträge sind mindestens eine Woche vor der Versammlung beim Vorstand schriftlich in 

Textform einzureichen. Einer Bekanntgabe dieser Anträge an die Mitglieder vor der 
Mitgliederversammlung bedarf es nicht. Später oder erst auf der Versammlung gestellte 
Anträge sind nur zuzulassen, wenn ein Viertel der Anwesenden für die Zulassung stimmt. 
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Über Anträge auf Satzungsänderung, Beitragserhöhung, Erhebung vereinsrechtlicher 
Umlagen, die Festlegung finanzieller Ersatzleistung für nicht geleistete 
Gemeinschaftsarbeit (gemäß § 4 Abs. 3 a dieser Satzung) oder Abwahl des Vorstands 
kann die Mitgliederversammlung nur befinden, wenn diese Anträge bereits in der Einladung 
zur Mitgliederversammlung angekündigt wurden. 

 
(5)  Die form- und fristgemäß einberufene Versammlung ist beschlussfähig ohne Rücksicht auf 

die Zahl der Anwesenden.  
 
(6)  Die Leitung der Mitgliederversammlung obliegt dem Vorsitzenden. Im Falle seiner 

Verhinderung übernimmt ein anderes Vorstandsmitglied die Leitung. Soweit nichts 
Abweichendes bestimmt ist, fasst die Versammlung ihre Beschlüsse mit einfacher 
Stimmenmehrheit. Die Beschlüsse sind schriftlich niederzulegen. Die Niederschrift ist von 
dem die Versammlung schließenden Versammlungsleiter und dem Protokollanten zu 
unterzeichnen.  

 
(7)  Der 1. Vorsitzende des LGH oder ein von ihm benannter Vertreter sind berechtigt, an der 

Mitgliederversammlung teilzunehmen. Ihnen ist auf Verlangen das Wort zu erteilen.  
 
 

§7 
 Vorstand 

 
(1)  Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, dem Schriftführer und dem Kassierer. Eine 

Erweiterung des Vorstandes durch einen zweiten Vorsitzenden und bis zu drei Beisitzern, 
von denen ein Fachberater sein soll, ist zulässig. Die Vorstandsmitglieder werden von der 
Mitgliederversammlung auf drei Jahre gewählt. Die Vorstandsmitglieder bleiben auch nach 
Ablauf ihrer Amtszeit bis zur wirksamen Wieder- oder Neuwahl im Amt, wenn sie nicht 
vorher abberufen werden oder ihr Amt niederlegen.  

 
Die Abberufung erfolgt durch die Wahl neuer Vorstandsmitglieder. Vorzeitige Neuwahlen 
einzelner Mitglieder finden nur für die Zeit bis zum Ablauf der Wahlperiode statt. Werden 
alle Mitglieder des Vorstandes neu gewählt, so beginnt eine neue Wahlperiode.  
 

(2)  Die Wahl des Vorstandes wird von dem Wahlausschuss durchgeführt. Der Wahlausschuss 
besteht aus mindestens drei Mitgliedern, die nicht dem Vorstand angehören und nicht 
Kandidaten zum Vorstand sein dürfen. Die Mitglieder des Wahlausschusses werden auf 
Vorschlag des Vorstandes oder der Mitgliederversammlung in der Mitgliederversammlung 
gewählt, in der die Wahl stattfinden soll. Gewählt sind diejenigen, welche die meisten 
Stimmen erhalten. Der Wahlausschuss wählt aus seiner Mitte den Wahlleiter.  
 

(3)  Der Wahlleiter nimmt die Vorschläge getrennt für jeden Vorstandsposten entgegen. 
Vorgeschlagen werden kann jedes Mitglied des Vereins. Aus den Wahlvorschlägen sollen 
in alphabetischer Reihenfolge Stimmzettel gebildet werden.  
Anschließend wird jedes Vorstandsmitglied gesondert durch verdeckte schriftliche 
Stimmabgabe gewählt. Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhält. Soweit für einen 
Vorstandsposten nur ein Kandidat aufgestellt ist, ist eine Wahl durch Handaufheben 
zulässig, sofern kein Widerspruch aus der Mitgliederversammlung erfolgt. 

 
(4) Scheidet ein Mitglied des Vorstands vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so kann der Vorstand 

das frei gewordene Amt durch Vorstandsbeschluss bis zur nächsten 
Mitgliederversammlung kommissarisch besetzen. 
 

(5) Der Vorstand führt neben den ihm durch die Satzung besonders übertragenen Aufgaben 
die Vereinsgeschäfte. Die Mitglieder des Vorstands sollen die von LGH angebotenen 
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Schulungen und die Vortragsabende der für den Verein zuständigen Bezirksgruppe 
besuchen. Er Der Vorstand hat dabei die Interessen des Vereins zu verfolgen und darf sie 
nicht mit Privatinteressen verknüpfen. Der Vorsitzende ist Vorstand im Sinne des § 26 des 
BGB. 
 

(6) Der Vorsitzende oder ein von ihm bestimmtes Vorstandsmitglied beruft die Sitzung des 
Vorstandes ein und leitet sie. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Sitzungsleiters 
den Ausschlag. Die Beschlüsse sind aufzuzeichnen. Die Niederschrift ist vom 
Sitzungsleiter und dem Protokollanten zu unterzeichnen. Die Beschlussfähigkeit wird bis 
zur Neuwahl nicht dadurch berührt, dass Vorstandsmitglieder ihr Amt niederlegen oder aus 
dem Verein ausscheiden. 

 
Die Tätigkeit der Vorstandsmitglieder ist ehrenamtlich. Sie erhalten eine angemessene 
pauschale Aufwandsentschädigung, deren Höhe und Aufteilung der Vorstand selbst nach 
den Vorgaben der jeweils gültigen Verwaltungsvorschrift der zuständigen Behörde über die 
Anerkennung, die Prüfung und den Widerruf der kleingärtnerischen Gemeinnützigkeit 
festlegt. Die Auslagen der Vorstandsmitglieder, insbesondere für Fahrgeld, Porto und 
Telefongebühren sind besonders zu erstatten, soweit sie konkret angefallen und 
nachgewiesen sind.  

 
(7) Der Vorsitzende oder der Gesamtvorstand dürfen ihr Amt nur auf einer zum Zweck der 

Neuwahl einberufenen Mitgliederversammlung niederlegen. Sie sind verpflichtet, die 
Vereinsgeschäfte bis dahin fortzuführen.  

 
 
 
 

 
§ 8 

Delegierte 
 
Der Vorsitzende ist zugleich Delegierter des Vereins in der Versammlung  
des LGH. Soweit der Verein nach § 6 Abs. 3 der Satzung des LGH mehrere Delegierte entsenden 
kann, werden diese durch die Mitgliederversammlung auf Vorschlag des Vorstandes nach den 
gleichen Grundsätzen wie der Vorstand für drei Jahre gewählt. Bei Verhinderung eines 
Delegierten bestimmt der Vorstand einen Vertreter. 
 
 

§9 
Kolonie Obleute 

 
(1)  Nach Bedarf werden Obleute für die einzelnen Kolonien des Vereins auf drei Jahre 

gewählt. Die Wahl erfolgt durch die zu der Kolonie gehörenden Mitglieder in derselben 
Weise wie die Wahl des Vorstandes.  
 

(2) Die Kolonie Obleute sollen den Vorstand bei seiner Tätigkeit unterstützen und ihm von  
            Allen wichtigen Vorgängen in der Kolonie Kenntnis geben. Sie sind gegenüber den 
           Mitgliedern nicht weisungsbefugt. Dies gilt nicht, wenn der Vorstand die Kolonie Obleute 
           entsprechend bevollmächtigt. 
 

 
 
 
 

§10 
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Wertermittlungskommission 
 
(1)  Bewertung der Baulichkeiten, Anlagen und Anpflanzungen in Kleingärten bei 

Pächterwechsel nach erfolgter Kündigung oder sonstiger Beendigung des Pachtvertrages 
wird eine Wertermittlungskommission gebildet, die aus drei Mitgliedern besteht. 
 
Die Mitglieder der Wertermittlungskommission werden auf Vorschlag des Vorstandes auf 3 
drei Jahre durch die Mitgliederversammlung in derselben Weise gewählt, wie der Vorstand. 
Die Kommissionsmitglieder müssen an den Wertermittlerschulungen des LGH teilnehmen. 

 
(2)  Die Wertermittlungskommission hat die Aufgabe, den Wert des kleingärtnerischen 

Aufwuchses und den der Gartenlaube, nicht aber den eines Behelfsheimes, nach der 
jeweils gültigen Wertermittlungsrichtlinie der für das Kleingartenwesen zuständigen 
Aufsichtsbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg zu ermitteln. Das ausscheidende 
Mitglied hat das Recht, gegen die Wertermittlung Einspruch beim Vorstand einzulegen und 
eine Nachbewertung durch eine die vom LGH eingesetzte Kommission 
Bezirkswertermittlungskommission des für den Verein zuständigen Bezirks zu verlangen.  

 
 

§11 
Der Fachberater 

 
Zur Unterstützung und Beratung der Mitglieder bei der Ausgestaltung und Bearbeitung ihrer 
Parzellen unter Verwertung von Obst und Gemüse wird im Rahmen der Vorstandswahlen ein 
Fachberater gewählt. Der Vorstand kann weitere Fachberater einsetzen. Fachberater sollen die 
angebotenen Kurse/Vorträge des LGH und der Bezirksgruppen besuchen. 

 
 
 

§12 
Das Kassen- und Rechnungswesen 

 
(1)  Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  
 
(2)  Die Führung des Kassen- und Rechnungswesens obliegt dem Vorstand. Sie erfolgt nach 

den Weisungen des LGH und nach kaufmännischen Grundsätzen.  
 

(3)  Der von den Mitgliedern zu zahlende ordentliche Beitrag wird durch die Versammlung der 
Delegierten beim LGH festgesetzt. Er umfasst im Wesentlichen den Vereinsbeitrag, und 
die Versicherungsprämien. Die umlegbaren öffentlich-rechtlichen Lasten (§ 5 Abs. 5 
BKleingG) sind nur von den ordentlichen Mitgliedern zu tragen. 

 
Der außerordentliche Beitrag wird durch den Vorstand des Kleingartenvereins festgesetzt. 
Dazu gehören die durch die Mitgliederversammlung beschlossenen  
Umlagen (gemäß § 4 Abs. 3b) sowie verbrauchsabhängige Umlagen z.B. für den 
Wasserverbrauch und die Müllabfuhr. Die verbrauchsabhängigen Aufwendungen des 
Vereins dürfen nur erhoben insoweit auf die ordentlichen Mitglieder umgelegt werden, als 
sie zur Kostendeckung für Gemeinschafts- und Ver- und Entsorgungsanlagen oder 
sonstige Aufwendungen des Vereins notwendig und gerechtfertigt sind.  

 
(4)  Daneben sind die nach dem Pachtvertrag geschuldete Pacht sowie das 

Wohnnutzungsentgelt zu zahlen.  
 

(5)  Alle Beiträge sowie die Pacht sind jährlich im Voraus zu entrichten und sind bis spätestens 
am 15. Februar des Jahres an den Verein zu zahlen. 
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(6)  Alle Zahlungen der Mitglieder an den Verein werden zunächst auf die Beiträge und 
Umlagen verrechnet. 
 

(7)  Anlässlich der Aufnahme eines Mitgliedes ist von diesem eine von dem Vorstand 
festgelegte Aufnahmegebühr zu erheben. Die zulässige Obergrenze der Aufnahmegebühr 
wird jeweils von der für das Kleingartenwesen zuständigen Aufsichtsbehörde festgesetzt. 
Soweit ein Mitglied aus irgendeinem Grund die Mitgliedschaft verliert, bleibt es bis zur 
ordnungsgemäßen Herausgabe der Parzelle verpflichtet, einen Kostenbeitrag in Höhe des 
Jahresmitgliedsbeitrages an den Verein zu zahlen. Darüber hinaus bleibt es verpflichtet, 
bis zum Ende des Geschäftsjahres, in dem die Parzelle ordnungsgemäß herausgegeben 
wird, die Pacht, die Versicherungsbeiträge, das Wohnnutzungsentgelt und die sonstigen 
anteiligen Kosten an den Verein zu zahlen. Das Mitglied ist außerdem verpflichtet, 
Aufwendungen des Vereins zu ersetzen, die für die Wiederherstellung einer schlecht 
bewirtschafteten Parzelle entstehen. 
 

(8)  Ist das Mitglied mit seinen Zahlungsverpflichtungen im Verzug, so kann der Verein 
Mahngebühren, Portoauslagen und Verzugszinsen erheben.  
 

(9)  Die Überwachung des Kassen- und Rechnungswesens obliegt zwei Revisoren. Sie werden 
von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei Jahren nach den gleichen 
Grundsätzen gewählt, die für die Wahl des Vorstandes gelten. Ihre Wiederwahl ist zulässig. 
Sie dürfen nicht durch Vorstandsbeschluss kommissarisch eingesetzt werden. Sie sollen 
mindestens halbjährlich das Kassen- und Rechnungswesen überprüfen. Ihnen ist nach 
vorheriger Terminvereinbarung jederzeit Einblick in die Bücher, Belege und Kontoauszüge 
zu gewähren und jede mit der Prüfungstätigkeit im Zusammenhang stehende Auskunft zu 
erteilen. Die Revisoren sind verpflichtet, die Prüfung gewissenhaft und sorgfältig 
durchzuführen, insbesondere auch die Kassenbestände und Bankguthaben zu überprüfen. 
Das Ergebnis der Prüfung ist jährlich in einem Prüfungsbericht niederzulegen. Eine 
Zusammenfassung des Berichtes ist den Mitgliedern auf der Mitgliederversammlung 
mitzuteilen.  

 
(10)  Nach der Bekanntgabe des Prüfungsberichtes muss die Mitgliederversammlung über die 

Entlastung des Vorstandes abstimmen.  
 

(11)  Der LGH kann jederzeit eine Prüfung des Kassen- und Rechnungswesens vornehmen.  
 

(12)  Der Verein darf keine Person durch Zuwendungen, die dem Vereinszweck fremd sind oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen. Mittel des Vereins dürfen nur für 
die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine 
Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigt werden. 

 
 

§13 
Pachtvertrag 

 
(1)  Die Pachtverträge schließt der Vorsitzende ab. Er ist dabei an die Beschlüsse des 

Vorstandes gebunden.  
 

(2)  Der Vorstand hat eine Liste über diejenigen Personen zu führen, die Mitglied im Verein 
werden und eine Parzelle pachten wollen (Anwärterliste). Nicht eingetragen werden sollen 
Personen, die bereits dem LGH oder einem diesem angeschlossenen Verein angehört 
haben und denen aus eigenem Verschulden das Pachtverhältnis gekündigt oder der 
Ausschluss aus dem Verein erklärt worden ist. Ist dennoch ein solcher Anwärter 
eingetragen, so kann er aus der Liste gestrichen werden. Ebenso kann aus der 
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Anwärterliste gestrichen werden, wer sich im oder gegenüber dem Verein so verhält, dass 
er als Mitglied nach Maßgabe dieser Satzung ausgeschlossen  
werden könnte.  

 
(3)  Der Vorstand darf freiwerdende Parzellen grundsätzlich nur an eingetragene Anwärter in 

der Reihenfolge der Einträge verpachten. Räumungsbetroffene Kleingärtner sowie 
Anwärter mit Kindern bis zum 12. Lebensjahr können vorgezogen werden. 

 
Endet die Mitgliedschaft durch Tod, so kann der Vorstand unter Umgehung der 
Anwärterliste auf Antrag des Ehegatten bzw. des Lebenspartners nach dem 
Lebenspartnerschaftsgesetz diesen als Nachfolger aufnehmen und ihm die Parzelle des 
Verstorbenen verpachten.  
 

(4)  Die Mitglieder sind zur Einhaltung der Vorschriften der dieser Satzung beigefügten 
Gartenordnung verpflichtet. Diese regelt das Zusammenleben in der Kleingartenanlage, 
sowie deren Nutzung durch die Mitglieder und auch die Nutzung der in der Anlage 
liegenden Parzellen. Änderungen der Gartenordnung bedürfen der vorherigen Zustimmung 
des LGH. Sie werden von der Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von ¾ der 
abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen. 

 
 
 

 
§14 

Schlichtungsverfahren 
 
(1)  Bei Streitigkeiten zwischen Mitgliedern und dem Vorstand oder unter Mitgliedern, die sich 

auf die Mitgliedschaft, die Satzung, die Kündigung des Pachtvertrages, den 
Vereinsausschluss oder die nachbarschaftlichen Beziehungen gründen, muss vor 
Inanspruchnahme der staatlichen Gerichte der Bezirksschlichtungsausschuss angerufen 
werden. Dies gilt ausdrücklich nicht, wenn ausschließlich Geldforderungen des Vereins 
gegen ein Mitglied geltend gemacht werden sowie beim Ausschluss eines Mitglieds, da für 
diesen § 3 Abs. 8 gilt. 

 
Bei Streitigkeiten unter Mitgliedern kann der Bezirksschlichtungsausschuss erst angerufen 
werden, nachdem die Streitigkeiten durch den Vorstand nicht beigelegt werden konnten 
und vom Vorstand über den Schlichtungsversuch und das Scheitern vom Vorstand ein 
Protokoll erstellt worden ist. 

 
(2)  Die Beteiligten sollen auf eine gütliche Beilegung des Streites hinwirken. Kommt beim 

Bezirksschlichtungsausschuss ein Vergleich nicht zustande, entscheidet der 
Bezirksschlichtungsausschuss durch Beschluss. Vor der Beschlussfassung ist den 
Beteiligten Gelegenheit zu geben, sich zu äußern. Der Beschluss ist den Parteien mit 
schriftlicher Begründung mitzuteilen.  

 
(3)  Der Bezirksschlichtungsausschuss ist berechtigt, Verfahrenskosten  zu erheben. Sie sollen 

die Aufwendungen der an der Schlichtungsverhandlung beteiligten Schlichter nicht 
überschreiten.  
 

(4)  Die Verfahrenskosten setzt der Schlichtungsausschuss fest und bestimmt, wer diese zu 
tragen hat. Eine Erstattung von Rechtsanwalts- oder Rechtsbeistandskosten findet nicht 
statt.  
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§15 
Wohnen im Kleingarten 

 
Dauerbewohnen der Laube ist unzulässig. Ein gelegentliches Übernachten ist erlaubt.  
 
Eine bei Inkrafttreten des BKleingG [1.4.1983] bestehende Befugnis des Kleingärtners, seine 
Laube zu Wohnzwecken zu nutzen, bleibt unberührt, soweit andere Vorschriften der Wohnnutzung 
nicht entgegenstehen.  
 
 

§16 
Satzungsänderungen 

 
Änderungen der Satzung beschließt die Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von ¾ der 
abgegebenen gültigen Stimmen. Der Vorstand ist ermächtigt, Änderungen dieser Satzung, die 
vom Registergericht verlangt werden, selbständig vorzunehmen, sofern diese Änderungen 
materiell unerheblich sind. Satzungsänderungen sind dem LGH anzuzeigen.  
 
 
 
 
 

§17 
Auflösung 

 
(1)  Der Verein kann nur von einer zu diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung 

durch Beschluss, welcher einer Mehrheit von ¾ aller Mitglieder des Vereins bedarf, 
aufgelöst werden. Findet sich keine solche Mehrheit, so genügt auf einer erneut zu diesem 
Zweck einberufenen Versammlung eine Mehrheit von ¾ der abgegebenen gültigen 
Stimmen.  
 

(2) Bei der Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke, fällt das 
Vermögen des Vereins an den Landesbund der Gartenfreunde in Hamburg e.V., der es 
unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zur Förderung der Kleingärtnerei 
zu verwenden hat. Die Mitglieder haben keinen Anspruch auf das Vereinsvermögen. 

 
 

§18 
Bekanntmachungen 

 
Bekanntmachungen erfolgen durch Aushang in den Vereinskästen. 
  
Ein Mitglied kann sich nicht darauf berufen, dass es die Bekanntmachungen nicht gelesen hat. 
 
 

§19 
Überleitungsvorschriften für Wahlen 

 
Die nach der bisherigen Satzung gewählten Vorstände, Delegierten, Fachberater, Revisoren, 
Wertermittler und Kolonieobleute bleiben bis zum Ende ihrer Wahlperiode im Amt.  
 
Nachwahlen bzw. Neuwahlen richten sich nach dieser Satzung.  
 
 

§20 
Schlussbestimmungen 
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(1)  Bei Verstößen gegen diese Satzung, die Gartenordnung oder den Pachtvertrag ist das 

Mitglied verpflichtet, den Verein von allen Ansprüchen freizuhalten, die deswegen gegen 
diesen gestellt werden.  
 

(2)  Erfüllungsort für alle aus dieser Satzung herzuleitenden Ansprüche ist Hamburg.  
 
(3) Beschlüsse der Vereinsorgane können, sofern die Satzung keine ausdrücklichen anderen 

Regelungen enthält, insbesondere verbandsinterne Rechtsbehelfe vorsieht, von einem 
Betroffenen nur innerhalb einer Frist von zwei Monaten vor den staatlichen Gerichten 
angegriffen werden. Die Frist beginnt mit dem Bekanntwerden des Beschlusses bei dem 
Betroffenen. Sieht die Satzung bezüglich des anzugreifenden Beschlusses einen 
verbandsinternen Rechtsbehelf vor, so beginnt die vorgenannte Frist mit der Bekanntgabe 
der Entscheidung über den Rechtsbehelf an den Betroffenen. 

 
(4)  Die bisherigen Rechte und Pflichten der Mitglieder und Kleingartenpächter oder -nutzer 

zum Verein werden hiermit im beiderseitigen Einvernehmen durch diese Satzung 
umgewandelt und neu geregelt. Anstelle bestehender Vereinbarungen und Satzungen 
treten die Bestimmungen dieser Satzung, der Gartenordnung und des Pachtvertrages 
Einzelpachtvertrages. Rechte und Pflichten der Mitglieder aus Verträgen gegenüber Dritten 
dürfen dem Verein gegenüber nur in Übereinstimmung mit dieser Satzung ausgeübt 
werden. Bestehende Vereinbarungen über die Nutzung von Behelfsheimen zu 
Wohnzwecken im Rahmen des § 18 Ziffer Abs. 2 BKleingG bzw. die Weiternutzung 
ehemaliger Behelfsheime als Laube im Rahmen des § 18 Ziffer Abs. 1 BKleingG gelten 
unverändert fort.  

 
 

§21 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung wurde auf der Mitgliederversammlung vom 29.04.2018 beschlossen und wird mit 
dem Tage der Eintragung in das Vereinsregister wirksam. Wird die vorliegende Satzung für eine 
Vereinsgründung verwendet, so wird diese sofort mit Beschlussfassung wirksam. Dennoch ist 
auch in diesem Fall eine Eintragung in das Vereinsregister erforderlich. 
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Gartenordnung 

 
Die Ziele der Kleingartenbewegung und des Vereins sind nur in Zusammenarbeit der Mitglieder 
und sinnvoller Bewirtschaftung der Parzellen nach ökologischen und umweltschonenden Aspekten 
zu verwirklichen. Deshalb muss sich jedes Mitglied in die Kleingartengemeinschaft einfügen, 
insbesondere in erhöhtem Maße auf seine Nachbarn und die Gemeinschaft Rücksicht nehmen. 
Die Gesamtheit der Gärten des Vereins wurde als Gemeinschaftsanlage gestaltet. Die Gestaltung 
als Gemeinschaftsanlage ist auch Voraussetzung für den Schutz der Kleingärten durch das 
Bundeskleingartengesetz. Daraus ergeben sich für die Mitglieder gemeinsame Rechte und 
Pflichten. 

Bei der Nutzung und Bewirtschaftung des Kleingartens sind die Erfordernisse des 
Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen. Die 
Grundsätze der guten fachlichen Praxis sind anzuwenden. Hierzu gehören vor allem planmäßige 
Bodenbearbeitung, bedarfsgerechte Düngung und umweltfreundlicher integrierter Pflanzenschutz.  
Ca. 1/3 der Gartenfläche ist dem Anbau von Obst- und Gemüse vorzubehalten. 

Jedes Mitglied ist zur Bekämpfung von Pflanzenkrankheiten und Schädlingen nach Maßgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen unter größtmöglichem Schutz der Umwelt und nach den 
Anweisungen des Vorstandes verpflichtet. Chemische Pflanzenschutzmittel sind auf das 
unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Es sind bienenschonende Mittel zu verwenden. Der 
Gebrauch von Unkrautvernichtungsmitteln ist verboten. Maßnahmen zum Schutze der Vögel sind 
nach Weisung des Vorstandes und des Fachberaters durchzuführen. Das Mitglied ist verpflichtet, 
bei behördlich oder vom Verein angeordneten Maßnahmen zur Bekämpfung von Ratten, 
Ungeziefer und anderen Schädlingen sowie von Wildtieren und Wildkraut mitzuwirken. Dadurch 
entstehende Kosten hat es anteilig oder, soweit sie nur seine Parzelle betreffen, allein zu tragen. 

Die Anlage kann im Rahmen eines vom LGH und den zuständigen Behörden der Freie und 
Hansestadt Hamburg vorgesehenen Planes nach den Vorschriften des 
Bundeskleingartengesetzes saniert und nachverdichtet werden. In diesem Fall sind die Mitglieder 
zur Duldung notwendiger Veränderungen und zur Mitwirkung verpflichtet. 

Die Vorschriften dieser Gartenordnung sind auch Bestandteil des Pachtvertrages und gelten für 
alle Mitglieder und Pächter des Vereins. 
 
 

Im Einzelnen gilt Folgendes: 
 
 
1. (Gewerbliche Nutzung) 

Die Nutzung eines Kleingartens zu gewerblichen oder freiberuflichen Zwecken ist nicht gestattet. 
 

2. (Wohnwagen und Kfz). 

Das Aufstellen von Wohnwagen, Bauwagen oder Containern im Kleingartengelände ist dem 
Mitglied verboten. Das Parken von Kraftfahrzeugen ist nur auf den dafür vom Vorstand in der 
Kleingartenanlage vorgesehenen Plätzen gestattet. Das Befahren der Wege der 
Kleingartenanlage mit Kraftfahrzeugen ist nur mit Genehmigung des Vorstandes gestattet. 
 

3.  (Anpflanzungen). 

Große Obstbäume sind nach Möglichkeit zu erhalten. Bei der Neuanpflanzung von Obstgehölzen 
darf nur handelsübliche anerkannte Baumschulware gepflanzt werden, wobei als Baumform 
Busch- und Spindelbuschformen zu bevorzugen sind. Für Obstbäume und Buschobst ist ein 
Grenzabstand zum Nachbargarten von mindestens 3 m und für Beerenobst von 1 m einzuhalten. 
Obstbäume über 5 m können nur erhalten bleiben, solange sie gesund sind und keine erhebliche 
Beeinträchtigung der Nachbarparzellen stattfindet. Um den Kleingartencharakter zu gewährleisten 
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sind Nadelgehölze in der Parzelle nicht zulässig. Ausgenommen sind Eiben als Einzelpflanzung 
und zwergwüchsige Nadelgehölze. 

Die Bepflanzung des Gartens durch Obstbäume, Sträucher und Stauden darf Nachbarparzellen 
nicht durch überhängende Zweige, Beschattung oder in sonstiger Weise beeinträchtigen. Bei 
Neuanpflanzungen ist ein Abstand von der Hälfte der zu erwartenden Endhöhe der Pflanze zur 
Parzellengrenze einzuhalten. Das Anpflanzen von Großbäumen und Gehölzen, deren natürliche 
Endhöhe 5m übersteigt, ist untersagt. Gehölze, die Nachbarparzellen beeinträchtigen, sind auf 
Verlangen des Vorstandes unter Beachtung der Baumschutzverordnung zu roden und zu 
beseitigen. 
 

4.  (Nachbarn). 

Jedes Mitglied ist verpflichtet, Ruhe, Frieden und Ordnung zu halten und alles zu unterlassen, was 
zu Unzuträglichkeiten führt und dem Gemeinschaftsleben zuwiderläuft. Es ist für das Verhalten 
seiner Besucher verantwortlich. Die rechtlichen Regelungen zur Bekämpfung 
gesundheitsgefährdenden Lärms sind einzuhalten. Geräusche spielender Kinder sind kein Lärm in 
diesem Sinne. 
 

5.  (Einfriedungen). 

Einfriedungen (z. B. Hecken), das sind die Abgrenzungen der Parzellen zu den Vereinswegen, 
Vereinsanlagen, öffentlichen Straßen, Plätzen und Wegen sowie den Nachbargrundstücken. 
Diese sind nach den Weisungen des Vorstandes herzurichten und zu gestalten. Der Vorstand 
kann dafür besondere Richtlinien erlassen. Brombeer-, Himbeersträucher und Gehölze dürfen als 
Einfriedung nicht gepflanzt werden. Die Einfriedungen sind zu pflegen, instand zu halten und 
gegebenenfalls zu ersetzen. Sie sind von allen Mitgliedern zu schonen. Der Vorstand bestimmt die 
Art, die Form, die Höhe und den Zeitpunkt des Heckenschnitts. Gehölzpflanzungen sind so 
vorzunehmen, dass die Einfriedungen nicht beschädigt und beeinträchtigt werden. Bei Aufgabe 
der Parzelle darf die Einfriedung nicht entfernt werden. Eine Einfriedung zur nachbarlichen 
Parzellengrenze (z. B. durch Hecken, Holz-/ Sichtschutzelemente, Mauern, Wände und 
Vergleichbarem) ist nicht gestattet Erlaubt sind sichtdurchlässige, filigrane Zäune aus 
Drahtgeflecht bis zu ein Meter Höhe zur Abwehr von Tieren (z. B. Kaninchen und Rehe). 
 

6.  (Baulichkeiten). 

Die Gartenlaube darf nur mit schriftlicher Zustimmung des Vorstandes des Vereins und, soweit 
erforderlich, nach Erteilung der Genehmigung durch die zuständige Behörde errichtet werden. Sie 
ist an der im Gesamtplan der Kleingartenanlage vorgesehenen, vom Vorstand örtlich 
bezeichneten Stelle, innerhalb von 2 Jahren zu errichten. Sie muss fachgerecht hergestellt werden 
und so beschaffen sein, dass sie sich dem Charakter der Kleingartenanlage anpasst. 

Die schriftliche Zustimmung des Vorstandes muss bei vor Beginn der Bauausführung vorliegen. 
Auf behördliche Anordnung beruhende Verpflichtungen sind bei der Bauausführung zu beachten. 
Anbauten dürfen nur in dem von der zuständigen Behörde festgelegten Rahmen und mit 
ausdrücklicher schriftlicher Erlaubnis des Vorstands errichtet werden. Sie müssen die gleiche 
Holzart und Holzstärke wie die Laube aufweisen. Lauben dürfen nur auf Punktfundamenten und 
mit mindestens 20 cm Bodenfreiheit aufgestellt werden. Die Laube muss von unten weit einsehbar 
sein. Bei Parzellenwechsel müssen, zur Wertermittlung, vorhandene Sockelblenden vorher vom 
Pächter restlos entfernt werden. Bauliche Veränderungen bedürfen ebenfalls der schriftlichen 
Zustimmung des Vorstandes. Die ordnungsgemäße Unterhaltung der Laube wird dem Mitglied zur 
besonderen Pflicht gemacht. Wasseranschlüsse innerhalb der Laube sowie die Installation von 
Spültoiletten, Bädern, Duschen oder Handwasch- oder Spülbecken innerhalb der Laube sind 
verboten. Ebenso sind Telefonanschlüsse in den Lauben verboten. 

Die Benutzung von auf der Parzelle befindlichen baulichen Anlagen zu Dauerwohnzwecken ist 
unzulässig. Bestehende und zum Wohnen benutzte Baulichkeiten (Behelfsheime) werden von 
dem Verbot solange nicht berührt, als sie nicht für unbewohnbar erklärt worden sind. Für diese 
gelten die bisherigen Regelungen. Die Errichtung von Aborten und Dunggruben auf der Parzelle 
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ist verboten. Im Übrigen bedarf die Errichtung aller weiteren Baulichkeiten und Anlagen der 
Genehmigung des Vorstandes. Gegebenenfalls erforderliche behördliche Genehmigungen werden 
dadurch nicht ersetzt. Die Mitglieder sind zur Pflege und Instandhaltung der Baulichkeiten 
verpflichtet. 

Eine bei Inkrafttreten des BKleingG bestehende Befugnis des Kleingärtners, seine Laube 
(Behelfsheim) zu Wohnzwecken zu nutzen, bleibt unberührt, soweit andere Vorschriften der 
Wohnnutzung nicht entgegenstehen. Für die Wohnnutzung bestehende Regelungen und 
Vereinbarungen gelten unverändert fort. 
 

7.  (Gemeinschaftsanlagen). 

Die Gemeinschaftsanlagen sind von allen Mitgliedern zu schonen. Jedes Mitglied hat darauf zu 
achten, dass sie pfleglich benutzt und nicht beschädigt werden. Jedes Mitglied haftet für die 
Beschädigung der Gemeinschaftsanlagen, die von dem Mitglied selbst, seinen 
Familienangehörigen oder seinen Besuchern verursacht werden. 
 

8.  (Wege). 

Jedes Mitglied hat die an seine Parzelle grenzenden Wege nach den Weisungen des Vorstands 
zu reinigen. Bei einer Verunreinigung oder Beschädigung der Wege durch Abladen von Sand, 
Dünger, Erde, Steinen oder auf andere Weise sind die Wege sofort zu reinigen und wieder instand 
zu setzen. Das Befahren der Wege mit Kraftfahrzeugen ist nur mit Genehmigung des Vorstandes 
gestattet. Das Parken von Kraftfahrzeugen auf den Wegen der Kleingartenanlage ist verboten. 
 

9.  (Wasser). 

Entwässerungsgräben müssen, soweit sie die Parzelle durchqueren oder an die Parzelle grenzen, 
von dem Mitglied, das die Parzelle nutzt, oder den Mitgliedern, die die anliegenden Parzellen 
nutzen, laufend gereinigt und instandgehalten werden. Den Umfang der Reinigungs- und 
Instandhaltungspflicht bestimmt der Vorstand. Der natürliche Wasserablauf darf nicht gestört 
werden. Störungen der Oberflächenentwässerung oder Verschmutzungen von vorhandenen 
Gewässern sind verboten. Abwässer müssen, soweit sie nicht an zentralen 
Abwassersammelstellen abgegeben werden können, umweltgerecht über den Kompost auf der 
Parzelle beseitigt werden. 

Regenwasserspender mit einem Fassungsvermögen von mehr als 1 Kubikmeter müssen vom 
Vorstand genehmigt werden und dürfen nur überirdisch aufgestellt werden. Ein eingraben ist 
verboten. 

Die Mitglieder sind verpflichtet, bei der Entnahme von Wasser aus den Zapfstellen sparsam 
vorzugehen. Pools und Badebecken sind verboten. Der Standort der Wasserzapfstelle des 
Vereins darf nicht verändert werden. Eine Zuleitung zur Laube ist verboten. Das Anbringen von 
Wasserzapfstellen innen und außen an der Laube ist untersagt. Anweisungen des Vorstandes 
hinsichtlich des Wasserverbrauches und seiner Abrechnung sind zu befolgen. Soweit 
Wasserzähler vorhanden sind oder deren Einbau beschlossen wird, sind die Anweisungen des 
Vorstandes über den Einbau, den Ausbau und den Austausch für die Mitglieder verbindlich. Die 
Mitglieder sind verpflichtet, das auf ihrer Parzelle verbrauchte Wasser an den Verein zu bezahlen. 
Das gilt auch, wenn das Wasser unkontrolliert auf der Parzelle aus der Leitung austritt. 

Die Mitglieder haben die Anweisungen des Vorstandes zur Entleerung der Wasserleitungen vor 
Eintritt der Frostperiode zu befolgen. Schäden, die durch Nichtbeachtung dieser Vorschriften 
entstehen, sind dem Verein von dem verantwortlichen Mitglied zu ersetzen. Die Gestattung des 
Anschlusses einer Zapfstelle an die Vereinswasserleitung begründet kein Sonderrecht und kann 
vom Vorstand mit sofortiger Wirkung gekündigt werden, wenn ein Mitglied mit der Entnahme von 
Wasser Missbrauch treibt oder das Wassergeld nicht termingerecht bezahlt hat. 

Der Vorstand ist zur sofortigen Abtrennung einer Zapfstelle berechtigt, wenn der Verdacht eines 
Wasserrohrbruches oder sonstigen Schadens an der Leitung besteht. In diesem Fall kann das 
Mitglied einen Wiederanschluss erst dann beantragen, wenn es einen auf seiner Parzelle 
eingetretenen Schaden fachgerecht auf eigene Kosten behoben hat. 
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10.  (Gemeinschaftsarbeit). 

Die Gemeinschaftsarbeit dient der Errichtung, Ausgestaltung und Unterhaltung von 
Gemeinschaftsanlagen und ist Pflicht aller ordentlichen Mitglieder (Pächter). Für nicht geleistete 
Gemeinschaftsarbeit ist der in § 4 Abs. 34 der Satzung bezeichnete Betrag an den Verein zu 
entrichten. 
 

11.  (Abfälle). 

Pflanzenabfälle sind grundsätzlich als Kompost zu verwerten. Nicht kompostierbare Gegenstände 
sind sachgemäß zu entsorgen. Auf jeder Parzelle ist mindestens ein Kompostplatz einzurichten. 
 

12.  (Tierhaltung). 

Die Tierhaltung auf der Parzelle ist verboten. Ausnahmen für die Haltung von Bienen auf der 
Parzelle kann der Vorstand im Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen mit näheren 
Anweisungen gestatten. 

Das vorübergehende Mitbringen von Haustieren, wie Hunden und Katzen, bedarf der 
Genehmigung des Vorstandes und kann jederzeit widerrufen werden. Für Behelfsheimbewohner 
kann der Vorstand Ausnahmen für die Tierhaltung gestatten. 

Außerhalb der Parzellen müssen alle Tiere im Vereinsgelände an der Leine geführt werden. 
Tierhalter haften für alle durch ihre Tiere verursachten Schäden. 

 
13. Natur und Klimawandel 

Jedes Mitglied erklärt sich mit Annahme der Gartenordnung und der Satzung bereit: 
Sich für Natur und ökologisches und nachhaltiges Gärtnern einzusetzen. Dies beinhaltet 
auch, dass auf den Parzellen, Nischen für unsere Einheimischen Vögel und Säugetiere 
(Igel, Eichhörnchen, Fledermaus usw.) bereitgestellt werden! 
Des Weiteren verpflichtet sich das Mitglied unseres Vereins KGV545 hier besonders mit 
darauf zu achten, dass die Gegebenheiten des Naturschutzes eingehalten werden, 
insbesondere kein zerstören von Lebensräumen unserer Tier- und Pflanzenwelt. Dies gilt 
nicht nur für die einzelne Parzelle, sondern für das gesamte Vereinsgelände!  
Kranke und abgestorbene Bäume (auch Nadelgehölze) sind dem Vorstand und 
Gartenfachberater anzuzeigen. Die zuständigen Personen werden sich im Rahmen ihrer 
Tätigkeit beraten und dem Pächter zeitnah die Möglichkeiten aufzeigen, inwieweit hier 
noch Maßnahmen getroffen werden müssen, um den Schutz des Baumes (Pflegeschnitte 
usw.) zu erhalten, bzw. für die Tierwelt das Totholz zu erhalten!      
 
 

14. (Fachliche Weisungen). 

Jedes Mitglied ist verpflichtet, den Weisungen der für das Kleingartenwesen zuständigen Behörde 
(u. a. in Richtlinien und Merkblättern), sowie den fachlichen Weisungen bzw. Beschlüssen des 
Vorstandes und des Fachberaters Folge zu leisten. Es soll an den Veranstaltungen des 
Fachberaters teilnehmen. 

Verstöße gegen die Bestimmungen der Gartenordnung können den Ausschluss aus dem Verein 
nach sich ziehen und die Kündigung des Pachtvertrages begründen. 
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MERKBLATT 

ZUR NUTZUNG VON KLEINGÄRTEN IN HAMBURG 


WIRKSAM AB 01.01.2021 

PRÄAMBEL: 
Dieses Merkblatt ist in Zusammenarbeit des .• Landesbund der Gar­
tenfreunde in Hamburg e.v." (LGH) und der fachlich zuständigen 
Abteilung in der Behorde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirt­
schaft (BUKEA) erstellt worden. 

Es nimmt Bezug auf den Elnzelpachtvertrag. die Satzung, die Gar­
tenordnung und weitere Vertrags- und Regelwerke des Landes- und 
Bundesrechts. 

Die in diesem Merkblatt enthaltenen Regelungen sind gemäß 
[inzelpachtvertrag (§ 1 (3) und § 2 (2)), Vereinssatzung (§ 4 (4)) 
und Gartenordnung (Nr. 13) fUr Jeden Kleingartenverein und Jeden 
Plichter verbindlich . 

Frauen und Männer werden von diesem "Merkblatt zur Nutzung 
von Kleingärten in Hamburg" gleichermaßen angesprochen. Aus 
Gründen der besseren I.esbarkelt wird In diesem Merkblatt in der 
Regel die mannllcne Bezeichnung verwendet. 

INHALT 
1, 	 Maßgebliche Rechbvor~~hrifllln und Vllrvinbarungen 
1.1 	 Rechtsvorsch ri ften 
1.2 	 Vereinbarungen (Verträge. Richtlinien, 

Informationsblätter etc.) 

2. 	 Ru,htuilhmun dur kleln,irtnerlschen Nutzunr 
2 .1 Erwerb ei nes Klei nga rtens 
, ., Nu17ung jOine~ KljOing~rt~"1i 
l.3 BelegfOhrung und Dokumentationspflicht für Parzellen· 

bestandteile und Inst3ndsf!t'lung~m.:lßn:lhm~n 

3. 	 Reg@lungen lU Eim:el"lchverhlllten 
3.1 	 Verein..pläne 
3.2 	 Lauben (Konstruktion. bauliche Einrichtungen lI1/an der 

Laube ete.) 
B Behelfsheime 
3.4 	 Wasserversorgung 
3.5 Abwasser 
3·6 Stromversorgung 
3.7 	 Sonstige bauliche Einrichtungen und Anlagen (Stellplatze. 

G<lr<lgen. Terrassen Gewächshäuser etc.) auf der Parzelle 
3.8 	 Bäume <luf Kleingartenparzellen 
3.9 	 Gemeinschaftsanlagen 
3 .10 Regelungen zu öffentlichen Grünflächen innerhalb der 

Kleingartenanlage 
3.11 	 Weitere Nutzungsvorgaben (Verbrennen von Gartenabfällen, 

Vorgaben bel belasteten 
Böden, Tierhililung etc.) 

It. 	 R"hbverbindlichkeit 
5. 	 Inkratttreten des Merkblatts 

1. MASSGEBLICHE RECHTSVOHS(HHIFTEN UND 
VEREINBARUNGEN ne. 

1.1 RECHTSVORSCHRIFTEN 

Zu beachten Ist die jeweils geltende Fassung. 


Die Texte sind vcrfUgbar unter; 


Landesrecht 


http://www.Jandesrecht-hamburg.deli portal/ page/bsh prod . 

psml?st=lr 


oder 

BUl1desrecht 


nttps://www.gesetze-Im.mternet.de 

• Bundeskleingartengesetz (BKleingG), sieh/!' "Bundesrecht" 

• Gesetz 	Ober Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur­
schutzgesen BNAtSchG), 511!he "Bundesrecht" 

• Hamburgisches Gesetz zur AusfOhrung des Bundcsnaturschutz· 
ge:;etzes (HmbBNatSchAG), siehe "Landesrecht" 

• Verordnung zum Schuu des Baumbestandes und der Hecken in 
der Freien und Hansestadt Hamburg (Baumschuttverordnung; 
BaumSchV HA), siehe "Landesrecht" 

• Gesetz (lber Grün· und Erholungsanlagen (GrAnIG). siehe "Lan­
de~recht" 

• Verordhung zum Schutz der öffentlichen GrOn- und Erholungs­
:Jnl'lgl:'n (GrAniV). :llchc "Larrdesrecht" 

• Gesetz zur Ordnung des W~sserhdushalts (Wasserhaushaltsge­
setz - WI-lG) , siehe "BundesrccMt" 

• Geselz 	 zum Schutz vor schädlichen Bodenver<inderungcrr 
und zur Sanierung von Altlasten (Bundesbodenschuuge:>etz • 
BBodSchG). siehe "Bundesrecht" 

• HamburSlschcs Wassergesetz (HWoG), 3.chc "Landesrecht" 

• Hamburgisches Abwassergesetz (HmbAbwG), 	siehe "Landes· 
recht" 

• Hamburgische Bauordnung (HBauO), siehe "Landesrecht" 

• Feuerungsverordnung (FeuVO), siehe "Landesrecht" 

• Verordnung über allgemeine Bedingungen fUr den Netzanschluss 
und dessen Nutzung für die Elektrizitätsversorgung in Nied/!,r­
spannung (NAV), siehe "Bundesrecht" 

• Gesetz 	zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
(SOG), siehe "Land/!'srecht" 

• Strafgesetzbuch (StGB), siehe "Bundesrecht" 

1.2. VEREINBARUNGEN (VERTRÄGE, RICHTliNIEN, 
INFORMATIONSBlÄTIER He.) 

in der jeweils aktuell geltenden Fassung 

• Hauptpachtvertrag (FHH /LGH) 

• Zwischenpachtvertrag (LGH/Kleingartenvereine) 

• Einzelpachtvertrag (Verein/Pächter) 
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• Vereinssatzung mit Gartenordnung 	 bindIich in der Präambel der Gartenordnung verankert. 

• "Richtlinie für die Inspektion und Wertermittlung von Kleingärten 
bei Pächtcrwcchsel" 

• Informationsblatt Ober die Nutzung von Wasserversorgungs- und 
Abwasserbeseitigungsanlagen auf Kleingartenparzellen 

• Merkblatt zur Heckenpflege 

2_ RECHTSRAHMEN DER KLEINGÄRTNERISCHEN NUTZUNG 

2.1 ERWERB EINES KLEINGARTENS 

Ein Kleingarten dient im Wesentlichen der Nutzung von gepachte­

tem Boden zur Kultivierung von Gartenbauerzeugnissen. 


Das Kleingartenwesen ist durch das Bundeskleingartengesetz 

(BKleingG) geschOtzt. Die Voraussetzung dazu ist die kleingärt­

nerische GemelnnOtzlgkelt des Kleingilrtenvereins und da'> Befol­

gen der damit verbundenen Regelungen. Das KleingarLenwesen In 

Hilmburg hal eine gemeinnOtzige und soziale Funktion. 


Der [rwerber eines Kleingartens hat Anspruch 8Ur eine Parzelle die 

frei von Missständen ist. Dazu wird vor der Wertermittlung eine 

Parzelleninspektion durchgeführl, die mit der Beseitigung der ggf. 

festgestellten Missstände abgeschlossen 1St. Danach wird der Preis 

(die Ablösesumme) eines Kleingartens entsprechend der "Richtli. 

nie für die Inspektion und Wertettnittlung von Kleingllrten bei Pä4:h· 

terwechsel" durch die Wertermittlungskommission des Vereins be­

rechnet. Der ermittelte Preis ist verbindlich. 


Kleingärten sind nicht frei käuflich / verkäuflich . 


Freie Kleing:!rten werden durcn die Vereinsvorstände grundsätzlich 

in der Reihenfolge der Anwärterli3te dem ermittelten Preis verge­

ben. Abweichend von der Anwärterliste können Bewerber aus r:tu ­

mungsbetroffenen Kleingarrenanlagen. Anwärter mit Kindern unter 

12 Jahren und Im Todesfall des Pachters hinterbliebene Familien­

angehörige bevorzugt werden. 


Laubeninvenlar, sonstige Einrichtungen und Gegenstände auf der 

Pa ",elle, die In der "Richtlinie :tur Wertermittlung von Kleingärten 

bei Pächterwechsel" nlchr berücksichtigt sind. können Oberrlom· 

men werden. Im Fall der Ablehnung muss der scheidende P!ichter 

diese Gegenstande vor der ParzellenObergabe beseitigen. 


Alle DoklJmente zur Wertermittlung der Pa ..ellc sind sorgfältig und 

dauerhaft von Verein und Einzelpächter auf.:ubewahren und müs­

sen auf Anfrage vor~elegt werden können. 


2.2 NUTZUNG EINES KLEINGARTENS 

§ 1 Absiltz 1 BKlcingG definiert einen 1<lelngarten folgendernldßen. 

Ein Klclng1\rten Ist ein Garten, der: 

1 dem NU~Zfr (K/~in8l1rtn~r) ;zur nlrhtlrwerosmaßigan gannorischorr 
Nutz ung. i"sb(lSQndClrC zur c.,cw;nnung von GorrenbouMuugnissI<n Jiir 

Jen Eig/inbeuuif, I.IfIU zur Erhalung dltm (klelnganntrlsche Nutzung) 
und 

2. ill einer Anlage Ii~g/, in der mehr/lr/l Einzelgarten mit gemeinschaft· 
lichen Einrichtung~n, zum Beispiel Wegen, Spielj1(jchen und Vereins­
häusern. zusammengefasst sind (Kleingartenanlage). 
D..r Begriff der "kleingiirtnerischen Nutzung" wird definiert durch 
die 8ärtnerlsche Nutzung und dil' Erholungsnut::wtig von Kleingär. 
ten . 

Eine bloße Nutzung zu Erholungszwecken mit Rasenbewuchs und 
Zierbepflanzung reicht daher fOr den Kleingartenbegriff nicht aus. 
Oer Anbau VOn Obsl, Gemüse und anderen FrUchten muss dabei 
die Nutzung der EInzeiparzelle maßgeblich prägen. Eine einseitige 
Ausrichtung des Gartens:w vermeiden. Im Regelfall werden 1/3 der 
Fläche der Erzeugung von Gilrtenbauerzeugnissen fOr den Elgen­
bedarr, ein weiteres 1/3 fUr Zierpflanzen / Rasen und das letzte 1/3 
für Baulichkeiten (Laube, Terrasse, Wege, Kornpostanlage etc.) vor­

gesehen. 

Der Grundsatz dieser sog. Drittelregelung ist für alle Pächter ver· 


2.2.1 Gärtnerische Nuuung 

Als :zentrales Merkmal eines Kleingartens sieht das BKleingG aus­
drücklich einen vielfältigen Anbau von Gartenbauerzeugnissen, 
wie Obst. GemOse. Kräutern und Blumen für den Eigenbedarf 
vor. Andere gärtnerische Nutzungen wie Zierbeete. Rasenflächen 
und kleine, der Größe des Kleingartens entsprechende Gartentei­

che, Trockenmauern und Biotope, werden damit aber nil;ht ausge­

schlossen. Optimal i~t ein ausgewogenes Verhältnis von Anbauflä­

chen rar Gartenbauerzeugnisse und Zier· SOWie Erholungsflächen. 


Die Satzung - Gartenordnung - Punkt 3. macht Vorgaben für die 

gärtnerische Nutzung auf der Parzelle. 


Darin wird das Anpflanzen von l\Iadelgehölzen grundsätzlich unter­

sagt Nur Eiben (Taxus) als Eln:zelpflan:zung und klelnwOchsige Na­

dei gehölze sind erlaubt. 


Invilsive Neophyten, d.h. nichtheimische PflanZen. du,: Sich stark 

verbreiten. wie z.B. div. Bambusarten, dürfen aus Granden des Na­

turschutzes und der Landschallspflege (siehe Priiambel zur Gar­

tenordnung) nicht verwendet werden. 

Informationen hierzu sind abrufbar unter: 


h ttps: 11neoblota. bfn.de / gru nd lagen / neoblota-u nd-i nvasive·a rte n. 
hrml. 


Durch die europäische Kommission gelistete invasive gebietsfrem­

de Arten (vgl. https:/lneQbiQta.brn.de/unionsllste.html) durren 

nicht verwendet werden. 


Optimal Ist eine Parzellenstruktur, die die Blodiversität in der Stadt 
unterstützt und fördert. Kleinere Parzcllenbereiche dorfen und 
sollen sich selbst überlassen werden, um dort eine nalürliche Ent­
Wicklung zuzulilssen. Auch Bienenweiden, bruch- bzw. $tandsiche· 
re TotholziinLeile in Bl/umen sowie R(.lck1;ugsraume zum Erhalt der 
Artenvielralt etc. sollten gezielt in die Gestaltung der Parzelle ein ­
be:zogen werden. 

2.2.2 frholunS'IInutyllni 

Die Selbstver$orgung~funktlon, die Kleingärten vorwiegend in der 
Vergangenheit hatten, wird heute zunehmend abgelöst durch die 
Freizeit- und Erholungsnutzung für die Familie und als Ausgleich 
zu den Anforderungen im Beruf. Gartenarbeit gilt als ein gesund ­
heitsfördernder, stabilisierender und ausgleichender Faktor. 

2,2.3 NUtlUn,sf'uhktionen im öffentlichen Interes$t! 


Hamburger Kleingartenanlagen befinden sich, mit wenigen Al.ls· 

hahmcn, aufstädtl1\chen Flä.;:hen, die mit einem sozllIlvertragllchen 

PachtZins der privaten Nutzung zur Verfügung gestellt werden Ab· 

gesehen von der privaten, klelrlgllrtncrlschen Nutzung haben sie in 

den folgenden Bcrelchen pOSitive Au~wirkungen: 


• Kleingärten sind fur die Elevolkerung der angrenzenden Stadt· 
teile von Bedeutung. Die Wertschät:zung der Kleingartenanlage 
steigt, wenn der Verein sich sozial engagiert Indem Einnchtung 
wie "Schnuppergärten", Mietbeete, Seniorengärten, Schul· bzw. 
Kitaparzellen etc. geschaffen werden. Ein soziales Engagement 
Ist ausdrOcklich erwünscht und wird unterstCltzt. 

• Kleingärten dienen den Tieren und Pflanzen in der Stadt als Re· 
fugium, was durch eine naturnahe Gestaltung und ökologische 
Bewirtschaftung der Parzellen ger6rdcrt werden soll. 

• Kleinbiotope sind 	zur UnterstUtzung der Biodiversität In der 
Stadt zu erhalten bzw. zu schaffen. Maßnahmen zum Erhalt der 
Artenvielfalt sollten gezielt in die Ge~taltung der Parzelle und des 
Vereinsgeländes einbezogen werden. Die Belange des Umwelt­
schutzes, des Naturschutzes und der Landschallspflege sind :lU 

berücksichtigen. 

• Kleing:lrten 	h~ben, wie alle GrUnflächen, positiv~ Auswirkungen 
aufdas städtische Mikroklima. 

• Kleingärten sind Bestandteil im "Grünen Netz H~mburg" und für 
die Stadtbewohn~r als Erholungsanlagen wichtig. Je besser sie 
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als Teil der Grün- und Erholungsinfrastruktur allgemein zugäng· 
lieh sind, desto mehr wird die Bedeutung von Kleingärten in der 
öffentlichen Wahrnehmung gestärkt. Sie dürfen. wie im Haupt· 
pachtvertrag festgelegt, tagsüber nicht verschlossen werden. Be· 
suchern muss ein Einblick in die Gärten und ein Teilhaben an de­
ren Schönheit ermöglicht werden. Vereinshecken dürfen diesen 
nicht behindern und sind jedes Jahr - spätestens im Winter - auf 
eine Höhe von maximal 1,10 m zurückzusetzen. Stärkere Rück· 
schnitte sind gegebenenfalls genehmlgungspfllchtlg (vgl. Merk· 

blatt fOt die Hl'ckimpflegl' und Hamburger 8aumschut2verord. 
nung). Heckenbegleitende Wildkraut· und Staudensäume sind 
zur Unterstützung der Biodiversität !,md ;zur Förderung der In­
,cktenvielf"lt in Kleingdrtendnldt:en zu t:e~tdlten und LV erhalten. 

2.3 BELEGFOHRUNG UND DOKUMENTATIONSPflICHT FÜR 
PARZELLENBESTANDTEILE UND INSTANDSETZUNGSMASSNAHMEN 

Kleingärten werden ~u einer sozialverträglichen Pacht einer pri ­
vaten Nutzung Oberlassen. Dafür sind sie an die Regelungen des 
am 01.°4.1983 In Kraft getretenen BundeskleirJgartengeseues 
(6KleingG) gebunden. Dieses sieht im Falle einer Räumungskün­
drgung (nach § 9 (1) Nr. 2· 6) eine angemessene Entschädigung 
fOr die im Rahmen der kleingärtnerischen Nutzung zulässigen 
Anpflanzungen und Anlagen vor (vgl. § 11 BKleingG). Im Rahmen 
eines Pächterwechsels soll ein WertausgleiGh geWährt werden, der 
vom Nachfolgepachter an den scheidenden Pächter zu zahlen Ist. 

Zur Berechnung einer angemessenen Entschädigung bzw. eines 
;mgemessenen Wertausgleiches auf der Grundlage der entspre­
chenden Wertermittlungsrichtlinien ist für eine fach- und sachkun· 
dlge Beurteilung eine preis. und altersgerechte Einordnung der Par· 
zellenbestandteile erforderlich. 

Daher ist Jeder P5chter verpflichtet. für alle von ihm eingebrachten 
und erworbenen Parzellenbestandteile sowie für Instandsetzungs­
maßnahmen, entsprechende Nachweise (vorangegangene Wert· 
ermittlung, Rechnungen, quittungen etc.) aunubewahren und bei 
Bedarf YQr~ ... I'=lien. 

3. REGELUNGEN ZU EINZELSACHVERHALTEN 

3.1 VEREINSPLÄNE 

5'''' VereinJplan mit Rettun~w~el'l 
Um Rettungskraften das Auffinden des EInsatzortes zUgig zu er· 
möglichen . ~ind an ~ämtllchen Elng~l1gen des Verelnligelandes 
Schaukästen mit folgendem Inhalt anzubringen: 

• Vereinsnilme und Vereinsnummer 

• Vereinsplan 
• mit Standortangabe 

• mit Wegenetz und erkennbaren W~gbr~lten (ßefahrbarkelt) 

• mit Lageplan der Parzellen inkl. deutlich erkennbaren Parzellen-
nummern 

Für alle Parzellen besteht eine Kennzeichnungspflicht mit fortlau· 
fenden Nummernschildern entsprechend den Weisungen de$ Vor· 
standes . Empfohlen werden Schilder mit weißer Zahl auf grünem 
Grund, mit einer Größe von 8 x 8 cm fUr 2 Zeichen bzw. 8 x 12 cm 
für 4 Zeichen. 

Das Fehlen eines Vereinsplanes sowie der Parzellenbeschilderung 
kann Menschenleben kost~n . 

3.1.2 Lageplan fbr die Laubenlltandorte auf der Parzelle 

Bei der Übergabe von Neuanlagen gibt der LGH dem VereInsvor­
stand einen vom zuständigen Bezirksamt - Fachamt Management 
des öffentlichen Raumes (MR) - erstellten Lageplan mit der Aufla­
ge, die Vorgaben für Laubenstandorte umzusetzen. Enlsprechende 
Informationen gibt der Vereinsvorstand an den I die jeweilige/n 

Einzelpächter/in weiter (siehe Gartenordnung - 6. Baulichkeiten) . 

3.2. LAUBEN 

Pro Parzelle ist jeweils nur ein Gebäude (Laube) zulässig. 


3.2..1 Zustimmung filr das Aufstellen einer Laube 


Vor Beginn des Laubenbaus ist gemäß Einzclpachtvertrag und Sat­

zung - Gartenordnung - Punkt 6 - Baulichkeiten, die schriftliche 

Zustimmung des Vereinsvorstands auf der Basis einer Bauzeich· 

nung mit Grundriss bzw. der standardisierten Statik bei Serienmo· 

dellen und eines vcrmaßten Lageplans mit Laubehstandort einzu· 


holen. 


Nach Fertigstellung des Bauwerks nimmt der Vorstand die Laube 

ab. Dabei ist es fOr o;p~tere Wertermittlungen zwe<:kmäßigl wenn 

dieser Anlass genutzt wird, um an hand einer Rechnungsvorlage 

den aktuellen Herstellungswert der Laube je m' zu errechnen. Der 

Herslellungswert ist zusammen mit dem Baujahr in den VereinS­

akten festluhillten und dient 1.1 . 3 . als Grundlage fUr die Zeitwert· 

berechnung der Laube. 


3.2.2 Abstand der Laube zu anderen Cebauden 

Aus 8fandschutzgründen mu:;s gemäß § 28 der Hamburgischen 
Bauordnung (HBauO) ein Mindeslabsland von 5.0 m zwischen 
entAarnmbörcn Gebauden (Lauben, KInderspielhauser ete) ern· 
gehalten werden. Der Mindestabstand gilt für Bauwerke innerhalb 
und außerhalb der Kleingartenanlage. wie z.B. Wohnbebauung. 

Grundsätzlich ist beim L:'lUbenbau ein Abstand von mindestens 
2.50 m zur Nachbarparzelle und mindestens 5.0 m zum nächs· 
ten Bauwerk, sowie 1.50 m zu den Wegen bzw. zur angrenzenden 
Grünfläche einzuhalten. Den endgültigen Standort bestimmt der 
Vereinsvorstahd. 

3.2.3 Allgemeine Rellelungen zur (;r6«e, Beschaffenheit und 
Ausnattuns von baulichen Anlasen 

Bauliche Anlagen auf der Parzelle sind nur zulässig. wenn sie der 
kleingärtnerischen Nutzung di~n~n . Sie sind der Erzeugung von 
Gartenbauprodukten untergeordnet und durfen einer klelng:trtneri ­
schen Betilligung nicht entgegenwirken . Grundo;!!tzlich sind Ein· 
griffe in die Bodenstruktur auf ein Minimum !u beschränken. Im 
Interesse einer nachhaltigen Parzellenbewirtschaft ... ng sind bijuli. 
ehe At1lagen so zu erstellen, dass sie problemlos wieder beseitigt 
werden kÖflflen . Ortsfeste Betonbodenfundamente ~Ind verboten. 

3.:l.3-1 Cröße der Lau~ 


Die Laube unterliegt gemäß § 3 Abs. :l BKleingG folgenden Fln ­

schrilnkungen: 


Im KleingQ/1en iSJ 61n6 Laubv in einfacher Ausftihrung mit Mchsttns 

24 Quadratmetern Gl1mdflttche einschließlich überdachtem Freisitz zu­

lassig. Sie da" nach ihr~r Beschaffenheit, insbesondere nach ihrer Aus· 

stattung und Einrir;;h',mg, niGht zum dauernden Wohnen geeignet sein 

(§ 3 Absatz :l BKleinGG) . 


Darübu hin/JUS können GrößtnbesGhrankunglln unterhalb der im 

BKltingG Jes!gelt:gten Mall;malgrtJßt: von 24 m' durch Festsetzungen 

im Bebauun8sp/an oder vertragliche Vereinbarungen fos'gt;It;~ werden. 

Überschreitungen der gesetzlichen Maximalgrößt lIon 24 rn' sind nicht 

;l11/iissig. 

Ein überdachter rreisitz verringert die zulässige Lau bengröße. Je 
größer der überdachte Freisitz ist. desto kleiner ist die zulässige 
Laubennäche. Das vorgegebene Ausmaß von max. 24 m' darf uno 
terschrltten aber keinesfalls überschritten werden. 

Alle Größenvorgaben beziehen sich auf das Außenmaß und müs· 
sen eingehalten werden. 

Dre Laube ist der kleingärtneri'ichen BeWirtschaftung unrergMrd. 
nct und darf die Parzelle nicht dominieren. Daher wurden auch 
Trauf· und FIrsthöhen festgelegt, die in folgender Tabelle aufgeführt 

sind (vgl. BVerwG, Urteil vom 17-02.1984 - 4 C 55/81; NjW 1984. 
'576): 
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Maximale MaximaleLaubentyp 
Traufhöhe Firsthöhe -


Flach- und Pultdachlauben. 

Lauben mit gleichschenkligen 
Sparren (Sattel-, Walmdachlauben, 
Doppelpultdach etc.) 

Nurdachlauben 

Geständerte Lauben (Ständerhöhe 
maximal 0.75 m) '" 

Für alle Laubentypen ist ein 
DachOberstand bis zur Traufe mit 
maximal 0,50 meinschl. Dachrinne 
~ä5Sig 

2.25 m 

2,25 m 

0,90 m 

2,25 m 

2,75 m 

3.60 m 

4.00 m -
2,75 m bzw. 
3,60 m 

3.2.3.4 Feuerungsanlagen 

Feuerung~anlagen und vergleichbare Öfen entsprechen nicht der 
einfachen Ausführung einer Laube. Für den vorübergehenden Auf­
enthalt in einer Kleingartenlaube dOrfen nur elektrisch betriebene 
Heizger~te eingesetzt werden. 

Alle anderen Feuerungsanlagen fallen unter die Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BlmSchV) 
und sind damit kehr- und überprüfungspflichtig. Sie sind in Klein­
gärten nicht zulässig (ausgenommen sind legal bewohnte Behelfs­

heime). 

3.2.3.5 Antennen 

Antennen entsprechen nicht § 3 Absatz 2 BKleingG und sind unter­
sagt. 

3.2.3.6 Baustopp 

* Geständerte Lauben sind unter folgenden Rahmenbedingungen 
zulässig: 

• Die Ausmaße der Ständerkonstruktion sind begrenzt: 

• Höhe max. 0,75 m 

• Fläche mal(. 24.00 m1 
• 

• Die 	 Fläche der Laube auf der Ständerkonstruktion ist einge­
schränkt. Zulässig sind 

• 	max. 16 m·. Die dem Laubentyp entsprechenden Höhenvorgaben 
sind einzuhalten. 

• 	Das Ständerwerk unter der Laube ist vollständig frei- und offen­
zuhalten. Es darfweder verblendet, noch mir An- oder Unterbau­
ten versehen werden. 

Gemessen wird vom Laubenfußboden bis zur Oberkante des Da­

ches . 


Bei der Erstellung eines Plans zur Laubenaufstellung sind besonde­

re Gegebenheiten (2.B. Hanglage) im Lageplan zu vermerken. Die 

Laube muss auf einem Unterbau mit Punktfundamentelementen 

und LagNhölzern (rost(rei gegründet werden. Die Lagerhölze:r der 

Laube dOrren mil )f.imal 0,4 m aber dem Geilindeniveav der Klein­

gartenparzelle liegen und mOssen zur Vermeidung von Witterungs­

schäden einen Mindestabstand von 0 .2 m zum Erdboden aufweisen. 


Davon ausgenommen sind gestanderte Laube:ntype:n (z.B. ASla) . 


Die Unterlürtung des Ldubenbodens darf nicht verblendet werden 

und muss zu Kontrollzwecken von Bußen elns!!hbar 5!!in . Eine SI. 

cherung gegen K'lnlnchen und Ratten etc. Ist mit sichtdurchl!:lssl­

gern M"leri.1 (z.8. KOkendrahl ele.) möglich. 

Stautlächen oberhillb deI Erdgeschossebene dOrfen nicht zur Über­

nachtung als Schlafböden genutzt weiden, dH in Lauben regelhIlft: 

kein ..:weiler Rellung~weg rlach § 31 HBauO zur Verfügung steht. 
Sie sind Im Brandfall ein Slcherheitsrj.~iko . 

3.2.3.2 Beschaffenheit, AusfOhrung der Laube 

Lauben müssen in ihrer Beschaffenheit und in ihtet Etscheinung 
als solch!! erk!!nnbar sein. Gemäß § 3 Absatz :1 BKleingC isl eine 
einfache: Ausführung der Laube für eine kleingärtnerische Nutzung 

ausreichend. 

Holzhillben aus außenbereichstauglichem Material mit Sockel­

steinfundament genOgen diest!m Anspruch . Für die Holzfußböden 

ist !!In Punktfundament mit UnterlüA:ung erforderlich. Dl\s Dach 

weist eine geneigte Dachkonstruktion auf und das Regenwasser 

wird in Dadlrinnen abGeleitet. Eine abschließbare Tur und minde:; ­

tens ein Klargla:;fenster müssen vorhanden sein. 


Ein Neubau von Steinlauben ist nicht zugelassen. 


302.30] Keller 

Keller entsprechen nicht der gesetzlich vorgegebenen einfachen 

Ausführung einer Laube und sind nicht gestattet. Frischhalteg­
ruben in einer Maximalgröße von 2,00 m' und 0,50 m Tiefe, mit 

einem Zugang über eine Fußbodenklappe. sind 1:ulässig. 

Werden die Vorgaben zum Laubenbau nicht eingehalten. kann der 
Vorstand eine:n Bauslopp zurn Laubenbau verhängen. 

3.2.3.7 Nutzung der Laube 

§ 3 Absatz 2 BKleingC legt eine einfache Laubenausführung fe&t, 

die einen vorübergehenden Aufenthalt ermöglicht. 


Vorwiegend soll die I.aube jedoch der Aufbewahrung von Garten­

geräten und Garlenerzeugnissen dlen!!n. Einrichtungen und Aus­

stattungen, die einen dauerhaften Aufenthalt ermöglichen. sind 

verboten. 


Eine gewerbliche Nutzung ist verboten (s. Gartenordnung Punkt I) . 

Der Pächter ist verpAichtet. für dIe EInhaltung von Ruhe, Ordnung 
und die Sicherheit fUr sich. seine Angehörigen und Gäste zu sorgen 
(s. Satzung - Gartenordnung - Punkt 4) . Insbesondere sind nächt­
liche Ruhestörungen zu vermeiden. 

3.3 BEHELFSHEIME 

3-3-1 Wohnnuuung 


Legal bewohnte Behelfsheime dOrfen nur von den rechtmlßigcn 

8esitzern bewohnt werden. Mit dem AuS%ug oder dem Tod des Be­

sitzers erlischt das Wohnrecht. 


Es ist nicht aur andere Personen Ob!!rtragbar. Jedes freiwerdende 

Behelfsheim ist umgehend dem LGH in schriftlicher Forrn zu mei­

den. 


H ·1.1 Ende der WQhnnutlunl 


Bei Beefldigung der Wohrmutzl,lng in einem Behelfsheim auf einer 

~ lädtischen Kleingartennllchc ist das Gebllude vom ~u(gebenden 


Pächter komplett auszuraumen. 


Das beinhaltet die ordnungsgemäße Leerung der Abwassersam­

melgrube (per Beleg nachzuweisen), die Leervng vQn Gas- und 

Ölta nks sowie die Beseitigung dei öh;chilimms (per Beleg nach· 

zuweisen). die Enlfernung und ordnungsgemäße Entsorgung von 

Nachtspeicheröfen, sämtlichem Mobiliar, losen Bodenbeläge. Des 

Weiler!!n müssen die Versorgungsleitungen (Wass\!r und Strom) 

fachgerecht getrennt und zurückgebaut werden. 


Sind alle Auflagen erfüllt und alle Nachweise erbracht, nimmt der 

Vereinsvorstand mittels einer Unbedenklichkeitsbescheinigung das 

geräumLc Gebäude ab. Die Unbedenklichkeitsbescheinigung leitet 

der Verein an den "Lilndesbetricb Imrnobilienmanagement und 

Grundvermögen" (LlG) . bzw des<;en Dienstleiter. weiter. Wenn das 

Gebäude nur teilweise oder nicht geräumt Ist, beauftragt der Verein 

bzw. der LlG eine Räumungsfirma und stellt die Kosten dem auf­

gebenden Pächter / Dauerbewohner in Rechnung. 


Ist das Haus leer, veranlasst der LlC auf städtischen Flächen des­

sen Abriss (Ausnahme: bei "Umschichtung") . 


Nach der Beseitigung der Baulichkeit bewerte:t die Wertermittlungs­

kommission des Vereins den Garten. FOr die Bestandteile der Par­


zelle, die nach dem Abriss des Gebäudes noch vorhandenen sind, 

hat der N:l t hfolgepöchter dem ,chtidcnden F'ichter I Bewohner 




oder - im Falle seines Todes - seinem Rechtsnachfolger einen 

Wertausgleich zu zahlen. 


Bei Behelfsheimen und ehemaligen Behelfsheimen, die auf Privat­

grund stehen, ist der Eigentümer des Gebäudes, aufeigene Kosten, 

für den Abriss etc. zuständig. 


3.3.2 Behelfsheimbauten, die bisher als Laube weltergenutzt 
wurden 


Wird ein ehemaliges Behelfsheim, das als Laube genutzt wurde, 


frei, so kann es nicht erneut zur Laubennutzung an Pächter verge­

ben werden. I:s Ist folgendes Verfahren einzuhalten: 


Abbruch des ehemaligen Behelrsheimes 

6. 	 Das ehemalige Behelfsheim ist bei Parzellcnkündigung durch 
den Pachter vom Vereinsvorstand dem LGH zu melden. 

7, 	 Der Vereinsvorstand muss den Abbruch der Baulichkeit beim 
Landesbetrieb Immobilienmanagement und Grundvermögen 
(UG). bzw. dessen Dienstleister, einschließlich ausgefüllter 
und unterschriebener Unbedenklichkeitsbescheinigung bean­

tragen. Eine Kopie des Antrages ist dem LGH zuzusenden. Dies 
gilt nur, wenn die rHH Eigentümer des Gebäudes ist. 

Welternutzung des t'!ht'!mallgen Behelfsheimes al$ Verein$iebllude 

8. 	 Ist eine Weiternutzung des Gebäude:> durch den Verein aus­
schließlich 2u Vereinszwecken (z.B. Vereinsbüro. Abkippstatlon 

etc.) gepl:mt, ist ein Gutachten durch einen Bausachverständi ­
gen zu Lasten des Vereins erstellen zu lassen. 

9. 	 Das Gutachten des Bausachverständigen muss dem LGH, 

sowie dem LlG spätestens mit Ablauf des gekündigten Elhzel­
pachtvertrages vorliegen. Liegt diese nach Beendigung d!!!: Ein. 

zelpachlverlrages nicht vor, wird der LGH dem LlG bzw. dem 
Dienstleister einen entsprechenden Abbruchiluftrag erteilen. 

10. 	Zur Weiternutzung des Bauwerks zu Vereinszwecken Ist eine 

vom Vorstand und LGH unterzeichnende Vereinbarung erfor­

derlich . Damit kann eine VerpAichtung zum Rückbau von An­

bauten und unzulässigen Einrichtungen verbunden sein. 

11 , Eine Umnutzung der baulichen Anlagen ist rnöglich , muss aber 

gemäß § 59 HBauO dem Bezltksamt angezeigt werden. 

3.4 WASSEIlVERSORGU NG 

Die temporilre Wasserversorgung dient der klelng~rtnerischen Nut­
:wng (Bew~sserUrig der PRanzen während der VegetltionszC!it etc.). 
Dies setzt keine Trlnkwa~5erqudlil;;l vorau:.. 

34.' Wus:icrzapfstcllcn 
Die Wasserzapfstelle aufder Parzelle dilrf mcht verlegt werden. Eine 
Zuleitung zur und In die L4ube ist verboten (Gartenordnung Punkt 
6 Absatz 2) . Die Installation von Waschbecken, Spülen, Duschen, 
Brauchwasser erzeugende Wasch· und spülmaschinen sowie der 
Bau Ul10 die Nutzung von Spültoiletten jeglicher Art und Bauweise 
sind unzuläSSig. Wasserzähler sind Eigentum des Pächters. 

3.4.2 Wanerbehlliter / Regentonnen 

Pro Parzelle ist ein Wasserbehälter mit einem Fassungsvermögen 
bis zu 1 m' erlaubt. Regentonnen sind ausgenommen und dürfen 
unbeschränkt aufgestellt werden , müssen anzahlmäßIg aber im 
Verhältnis zur Größe der Parzelle stehen. 


Da Eingriffe in die Bodenstruktur grundsätzlich auf ein Minimum 

zu beschränken sind. dorfen Wasserbeh:ilter nicht in den Boden 

cingegrabel1 werden. 


5-403 Brunnen 

In Kleingartenanlag/!n mit ~in~r Wasserversorgung über das öffent­

liche Wasserleitungsnetz dürfen keine Brunnen gebohrt werden. 


In Kleingartenanlagen ohne Anschluss an das öffentliche Netz Ist 

die Errichtung eines Brunnens zur Grundwasserförderung eine er­

laubnispfllchrige Gewässerbenutzung gemäß! 8 Ab!. 1 Wa~scr-

haushaltsgesetz (WHG) . Mit der schriftlichen Zustimmung des 
Vereinsvorstandes und des Grundstackseigentamers kann ein An­
trag auf Erlaubnis bei der zuständigen Behörde (Behörde für Um­
welt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft - BUKEA) gestellt werden. 
Brunnen dürfen nur mit behördlicher Erlaubnis und nur von dazu 
autorisierten Firmen erstellt werden. Vor Beginn einer erlaubten 
Brunnenschachtbohrung ist zur Klärung eines ggf. vorhandenen 
Gefahrenpotentials der Kampfmittelräumdienst einzuschalten. 

Wird eine Parzelle mit Brunnen aufgegeben. so kann der Vereins­

vorstand zu Lasten des aufgebenden Pächters einen Rückbau des 
Brunnens durch eine Fachfirma fordern . Ist der Nachfolgepächter 
an einer Übernahme des Brunnens Interessiert. Obernimmt er da­
mit auch die Verantwortung für das Bauwerk und die Verpflichtung. 
einer ggf. später erhobenen Rückbauforderung nachzukommen. 

3-S Abwasser 

3.5.1 Toiletten 

Jede Form von Spültoiletten sind verboten. Welche TOIlettenarten 
im jeweiligen Kleingartenverein zulässig sind. ist dem "Informati­
onsblatt ober die Nutzungen von Wiisserversorgungs- und Abwas­
serbeseitigungsanlagen auf Kleingartenparzellen" zu entnehmen. 

https:IIVNJW.garten(reunde-hh.de/vereine/infothek/ merkbl aette r­
dokumente/ 

~ Merkblatt Wasserversorgung und Abwasser 

3.5.2 8e~eltlgung nicht mehr 8~nllatllt EhtwäiiiierungEanlagen 

Gemäß § '3 HmbAbwG mü~!>/!n nicht mehr benutzte Schäl,;hte und 
Gruber'l (z. B. Abort-, Klär- oder Sammelgruben), nach einer ord ­
nungsgemäßen Entleerung durch Fachbelriebe. beseitigt werden. 

Der VereInsvorstand Ist aufgefordert. auf die ordnungsgemliße 
Umsetzung des Auftrags und die Beseitigung der Gruben zu ach­
ten. Befinden ~Ich auf Parzellen Entwässerungsanlagen, die nicht 
völlig entfernt wurden, sind sie unbrauchbar zu machen und kom­
plett mit Boden aufzufüllen. Ggr. vorhandene Zuleitungen sind zu 
verschließen" 

3.5.3 <:irau- bzw. Spülwasser 

Grauwasser kann umweltgerecht auf der Parzelle entsorgt werden, 
wenn das Wasser lusschließlich mit biologi~ch abbaubaren Mitteln 
verunreinigt ist. Andernfillis muss das Wasser gemeinschaftlichen 
Ent:.orgl.lnl!::.~tilLionen zugerohn werden. Nicht zuiassig Sind das 
Einleiten von Schmutzwasser Ir! EntwässerungsgrIlben und Dr:lna­
gen. das Errichten von Abwasser-Siimmelbehaltern (;.luch nicht ab­
flu~~lose) und cln AMchlu~~ der l~ube öln dil~ ö/Tentllche SIelnetz. 

3.6 STROMVERSORGUNG 

).6.1 Stromanschlosse 


SLromanschlosse fUr Arbeitsstrom dürfen gcmaß § 13 der Netz· 

anschlussverordnl,Jr'lg (NAV) aus sicherhcltstechnischen GrUnden 

nur durch den Netzbetreiber und ein im Installateur - VerzeichniS 

eines Netzbetrelbers eingetragenes Instaliatlonsl.mternehmen er­

stellt werden. 


Dabei ist sicherzustellen, dass die Leitungen bzw. Kabel entspre­

chend den Vorgaben von DIN, DIN VDE, NAV, BGV den Bauvor­

schriften der FHH sowie den technischen Anschlussbedingungen 

des Verteilungsnetzbetreibers (VNB) verlegt werden und während 

des Betriebs vor Beschädigungen geschützt sind. 


Empfohlen wird ein kostendämpfender Stromanschluss einzelner 

Parzellen an einen Gemeinschaftsanschluss, der viele Parzellen mit 

Energie versorgen kann. 


Alle Belege zur Herstellung und zum Erwerb eines Stromanschlus­

ses müssen sorgfältig aufbewahrt werden und sind als Nachweis 

bei einer Bewertung der Parzelle vorzulegen. Der In der ersten 

Wertermittlung festgelegte Herstellungswert ist verbindlich für alle 

künftigen Wertermittlungen und wird kontinuierlich bis zum Rest­

wert ilbgeschrieben. 


!i 
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3.6.2 Photovoltaikanlagen 

Photovolfalkanlag~n (Solaranlag~n) w~rd~n tol~riert, wenn sie vom 
Vorstand genehmigt und ausschließlich auf oder an der Laube in­
stalliert werden. Erlaubt sind der sofortise Verbrauch und das Auf­

laden von Batterien oder Akkus. 


Photovoltaikanlagen werden bei einer Wertermittlung zum Pächter­

wechsel nicht berücksichtigt. 


Nicht zulässig ist die Einspeisung des erzeugten Stroms in das 

Netz, weil es eine unzulässige gewerbliche Nutzung der Parzelle 


wäre. 


3.6.3 WIndkraftanlagen 


Windkraftanlagen sind in Kleingartenanlagen nicht zulässig. 


3.7 SONSTIGE EINRICHTUNGEN UND BAULICHE ANLAGEN 

3.7-1 Stellplätze 


Ziffer 11 Absatz 4 des Hauptpachtvertrages verbietet das Aufstellen 

von Bau- und Wohnwagen, Containern etc. sowie das Parken von 

Kraftfahrzeugen aufund vor den Parzellen (Ausnahme: Vereinsnut­

zung). 


Zugelassene PKWs dOrfen nl)r auf den dafOr vorgesehenen Stell ­

plätzen der Kleingartenanlage geparkt werden. PKWs ohne Zulas­

s\Jng dürfen nicht abgestellt werden. 


stellplatze gehören zu den Gemeinschaftsanlagen des Vefelns IJhd 

durfen nicht vermietet werden. 


Eine Umw<lr1dlung Vor1 Pat'2eller1 ir1 SteliplatzAächen kann der Ver­

einsvorstand nur mit Zustimmung des LGH sowie des Grundei. 

gentOmefs (örtlich zuständiges Bezirksamt bei Dauerkleingärten 

bzw. LlG bei sonslil;:en I(leinl;::lrten) verilnlassen. 


3.7.2 Garagen 

Der Bau von Garagen auf Klelngartenpachtfl~chen Ist nicht gestat­

tet. Vorhandene Garagen, die sich im Eigentum des scheidenden 

Pächters befinden, sind von diesem aufeigene Kosten gegen Sturm 

und Feuer zu versichern. Die Garagen sind bei einem Pächterwech ­

sei vom scheidenden Pächter auf eigene Kosten abzureißen und 

ordnungsgemäß zu entsorgen. Eine Weitergabe. Vermietung oder 

Verpachtung durch den scheidenden Pächter ist unzulassig. 


Garagen sind für eine kleingärtnerische Nutzung nicht erforderlich 

und werden bel einem Pächterwechsel nicht entschädigt. 


Gilragen, die Sich Im Eigentum des Vereins befinden und 31s L:J!::er­

möglichkeit etc. genut2t werden, sind zulässig und m(Jssen nicht 

abgerissen werden. 


Vorhandene Garagen sollen abgerissen und - je nach raumlieher 

Situation - zur GeWinnung ZlJsatZlicher f>artellen (kleinteilige 

Nachverdichtung) oder zur Hernchtung von Z\Jsätzlll;her C;;emell1' 

schaftsflache genutzt werden. Ein entsprechender Antrag Ist ggf. 

beim LGH zu stellen. 


3.7-3 Terrassen und Wege 

Die Versiegelung der Parzelle ist aus ökologischen Gründen so ge­

ring .......ie möglich zu halten . Die Terrassen- und Wegefläche massen 

unter Berocksichtiguhg aller Bestandleile auf der Parzelle in einem 

ausgewogenen Verhältnis zur Größe des Kleingartens stehen. 


Daher ist die Versiegclung mit festem Baumaterial, z.B. Betonplat· 

ten, Klinker, Holzplanken etc. , in Abhängigkeit zur Parzellen größe 

Aächenmäßig beschränkt. 


Es gelten über das Grundmaß der Laube hinaus folgende Größen­

zuordnungen: 


Parzellenfläche 300 m' und mehr = Versiegelungsfläche gesamt 

max. 40 m7 


Parzellenflllche 250 m1 bis 299 = Vl!rsiegelungsfläche gesamt 
m' 
max. 30 m' 

Parzellenfläche 200 m1 und weniger = Versiegelungsfläche gesamt 
max. 2S m2 

Davon kann ein Anteil bi5 zu max. 20 m' reine Terrassenfläche sein. 

T~rra'i'il"n lil"gen dem ursprünglichen Wortsinn (Iat. Terra = Erde. 
Erdboden) nach auf Erdhöhe. Abweichend davon sind geständerte 
Terrassenkonstruktionen aus Holz mit einem Niveau von maximal 
30 cm über Erdhöhe möglich. 

Die Verwendung von Recyclingmaterial in Form von Schüttgut 
(Betonmineralgemisch, Ziegelmineralgemisch, Granulat etc.) ist 
aufgrund der häufig hohen Schadstoffwerte verboten. Um einer 
Verschlechterung der Bodenqualität vorzubeugen, ist vorhandenes 

Recyclingm;terial spätestens bei Plichterwechsel vom scheidenden 
P!lchti'r zu entsorgE'n. 

Die Verwendung yon Beton ist beim Bau yon Wegen und Terra55en 
ete. untersagt. Ein Rückbau der Terrllssen muss ohne großen Auf­
wand problemlos möglich sein. 

Erhöhte Freisitze ("Terrassenflächen") an geständerten Lauben, 
z.B. Typ "Asia", sind nur zulässig, wenn dadurch die bebaute Ge· 
samtfläche (Freisitz + Laube) nicht größer als 24 m' wird . 

Überbaute Flächen, die größer als 24 m' sind, müssen zurückge. 
baut werden. 

3-7.4 Temporäre und flexible Terrassenllberdachungen 

Dauerhafte Bedachungen \Jnd Bedach\Jngen aus fe$ten BIII.J3tof· 
fen (Holz, Kunststoffe, Metall oder ähnliches) sowie senkrechte 
WIndschutzeinrichtungen jeglicher Art sind nicht zugelasscn. Be­
dachungen von befestigten Freisitzflächen aus Textil- oder Kunst· 
stoffplanen sind nur als Sonnen- b:zw. Regenschut2 und nur für den 
Zeitraum zwischen dem 15. März bis 31. Oktober zulässig. Sie müs­
sen einfach und ohne großen Au1Wand entfernt werden können 
\Jnd sind zur Wintersaison abzublluen. 

3.7.5 Einfriedungen von Te~~Il$$en 

Eine Einfriedigung bzw Brüstung aus Slchtschuuelel11enten wie z. 
B. Latten, Limellenwänden, Flechtm.tten etc. an der Terrasse einer 

Laube ist bis zu einer Höhe von maximal 1,00 m zulässig und kann 

mit einem offenen Rankgerüst (Pergola) bis zu einer lichten Höhe 

von ma:.cimal 2,30 ni versehen werden. 


Alternativ kann die Terrasse mit einer 1.00 m hohen Laubhecke um. 

pflanzt werden. 


3.7.6 Kleintierstalle 

I(leintierställe sind gemäß PUr1kt 12. der G3rtenordnung \Jnzulässig. 


3.7.7 Kleingewichshiuser 

Gewachshauser jeglicher Art (aus Glas. KUhststoff. I'ohc) fur die 
pflanzerlanzucht Sind aufeiner FllIchl" von ma1Cimal 10 m' ert:lubt 

Sie dürfen nicht an die: Laube gebaut werden und müssen einen 
GrenzBblitand von mindestens 1,50 m :z:ur Nachbargrenze einhalten. 

I<lelngewächsh:luser werden in der Wertermittlung zum P!lchler­

wechsel nicht berü cksichtigt. 


Gewächsh~user dürfen nicht zweckentfremdet werden. Eine Nut· 

zung 1115 Unterstand, Lagerraum etc. ist weder dauerhaft noch vor­

übergehend statthaft. 


Zusätzliche Tomatenschutzd~cher sind ausschließlich fur den Ge­

miJseanbau und bis zu einer GesamtgrölSe von 5,0 m' zulässig. 


3.7.3 Schuppen 
Bei einer vorhandenen Laubengröße einschließlich überdachtem 
Freisitz von 24 m' sind Schuppen nicht gestattet. 

Ist die Laube einschließlich OberdaC'htem Freisitz insgesamt kleiner 
als 24 m>, darf ein Schuppen errichtet werden, sofern die erlaubte 
GesamtAäche (24 m') von Laube und Schuppen insgesamt nicht 
überschritten wird. Aus Brandschutzgründen ist gemäß § 28 der 
Hamburgischen Bauordn\Jng (HBa\JO) ein Mindest:lbst~nd von 
5.0 m zu anderch brennbaren Baulichkeiten einzuhalten. 


;)'7'9 Klndersplelhäuset' 


Toleriert wird zusätzlich zu 3.7.8. (Schuppen) ein Kinderspielhaus 

mit den ma1Cimalen Maßen ' ,60 mx 1,40 m x 1,60 m. 
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Aus Brandschutzgründen ist gemäß § 28 der Hamburgisc:hen 
Bauordnung (HBauO) ein Mindestabstand von 5,0 m zu anderen 
brennbaren Baulichkeiten einzuhalten. 

3.7.10 Großspielgeräte 

Großspielgeräte, z.B. Trampoline, große Kombinationen aus 
Schaukel, Klettergerüst und Turm etc., sind nicht Bestandteil einer 
kleingärtnerischen Nutzung. Sie dürfen nur befristet mit einer 
schriftlichen Einwilligung des Vorstands auf der Parzelle aufgestellt 

werden. Ortsfeste Betonfundamente sind nicht gestattet. 

GroßspIelgerate sind bel Pilchterwechsel vom scheidenden Pächter 
zuruckzubauen. 

Ist der Nachfolgepächter an einer Übernahme des Großspielgerä­
tes interessiert, übelnimmt er damit auch die Verantwortung fur 
da~ Bauwerk und die Verpflichtung, einer ggf. spater erhobeneh 
Rückbauforderung nachzukommen. 

Aus Sicherheitsgründen müssen Spielgeräte wie Trampoline etc, 
sturmsicher verankert oder nach jeder Nutzung abgebaut werden. 
Während der Wintelsai~on dUrfen keine Trampoline auf den Par­
zellen stehen. 

3.7.11 Hochbeete, FrOhbeetkästen 
Hoch- und FrOhbel'te "lnd 7ulässlg. Im Interesse einer nachhalti­
gen Parzellenbewirtschaftung sind sie in einer solchen Bauweise 
zu erstellen, dass sie problemlos wieder beseitigt werden können. 
Sinnvoll sind mobile Installatlohen in Elementbauwclsc aus Holz­
bohlen, Metallsegmenten, 8ctonplatten, Pflastersteinen eiL 

3.7.12 KompostbehIlIter, Kompostplätze 

Gemäß Punkt 11 der Gartenordnung müssen GlIrtenllbfälle grund­
sätzlich kompostiert werden. Daher muss jede Parzelle zur Aufnah· 
me der Gartenabfälle mit mindestens einl' I'rkl'nnbare Ausstattung 
zur Kompostlerung auf\.veisen. 

Um Stoffeinträge in Oberfiäc;hengewlIssc:r zu vermelden, mussen 
Kompostanlagen zu Gewässem und Entwiis~erungsgrllben I'lnl'n 
Mindestabstand von :z meinhalten. 

3.7-13 Teiche 
TClche in Kunststofffolic bzw. Kunst,toffschalcn Sind (auf eingefrie­
deten Parzellen, sieh,. dazu Gartenordnl-lng Ziffer s) z~II:i~~iR. Sie 
dürren eine Größe von '5 m' nicht Uberschreiten, damit die gürt­
nerische Nutzung unter Berucksichtigung der üblichen Parzellen­
größe nicht behindert Wird. Der beim 8au de~ T .. kh~ anfalll'nd .. 
Erdau'lhub muss auf der Parzelle verbleiben. 

Konstruktionen aus Mauerwerk, geschLlttetem Beton oder Glas­
fucrmatten Sind unzulässig und rlILl:.sen spU(cslens bel Pächter­
wec:hsel ~l,Jr Weisune des Vorstandes VOm scheidenden Pikhier 
enlrernt werden. 

3.7.14 Schwlmm-{Badebecken, QulckpOOlg 

Die Satzung - Gartenordnung - Punkt 9. verbietet Badebecken uhd 
Pools Jegllchor Art. 

Transportable Kinderplanschbecken mit einer MaxImalfläche von 
2,0 m' uhd einer Maximalhbhe von 0,3 m können während der Gar­
tensalson aufgestellt werden. 

Die Verwendung chemischer Wasserzusätze ist verboten . 

3.7.15 Einfriedungen der Außengtehzen 

Gemäß Satzung - Gartenordnung - Punkt 5. sind Einfriedungen 
und Abgrenzungen zu den Vereinswegen, VereInsanlagen und be­
nachbarten Grundstücken nach den Weisungen des Vorstandes 
einheitlich herzurichten. zu pflegen, Instand zu halten und ggf. 
Zu ersetzen. ZuläSSig Ist eine Heckenhcihe bis maximal 1,10 m (s. 
Merkblatt für die Heckenpflege). die durch einen regelmäßigen 
PAegeschnitt, der spätestens im Winter erfolgen muss, zu gewähr­
leistl't ist. 

Kleingartenanlagen sind Flächen, die einerseits der privaten Nut­
zung dienen und anderseits ein Bestandteil der "Grünen Infra­
struktur" darstellen. Eine Klell1gartenanlage soll auc;h für die Öf-
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fentlichkeit zugängig und nutzbar sein. Damit die Wahrnehmung 
der Anlagen in der öffentlichen Wertschätzung steigt, sollte sich die 
Gestaltung der Außengrenzen bewusst in die Umgebung einfügen 
und einen einladenden Charakter haben. 

Labyrinthartige Heckengänge ohne Weitblick sind unzuläSSig. An 
den Parzellengrenzen sind weder Sichtschutzzäune noch massive 
Einfriedungen jeglicher Art gestattet. Der Einsatz von Stacheldraht 
oder ähnlichem ist unzulässig. Veränderungen und Umgestaltun­
gen an den Parzellengrenzen (auch der Einbau zusatzlicher Pfor­

ten . Z~une etc.) sind nicht zU8el:ll:Een. 

3.7-16 Abgrenzungen zwischen den Parzellen 

Gemäß Satzun& - Gartenordnung - Punkt 5. sind Einfriedigungen 
zu den Nachbarparzellen (z.B. durch Hecken, Holz oder Sicht­
schutzelemente, Mauern, Wande und vergleichbares) nicht ge­
stattet. Die Verwendung von Lamellenwande, Flechtmatten oder 
vergleichbaren Sichtschutzelementen ist nicht gestattet. 

Erlavbt sind sichtdurchlässige filigrane Zäune al,lS Drahtgeflecht 
bis zu ',0 m Höhe zur Abwehr von Tieren, wie z B Kaninchen 

3.8 Bäume aufKleingartenparzellen 

Um die Erzeugung von Gartenbauerzl'ugnissen nicht zu behin­
dern, wird unter Ziffer '4 Absatz 3 de~ Hauptpachtvertrages das 
AnpAanzen von parkbaumartigen Großgehölzen (2.B. Birke, Eiche. 
Ahorn, Kastanie etc.) untersagt. 

Dementsprec:hend verbietet die Satzung - Gartenordnung - Punkt 
3. das Anpflanzen von Großbaumen und Gehölzen, dercn natür­
liche Endhöhe 5,0 m übersteIgt. Obstgehölze in Form von Busch· 
und Spindelbüsc;hen sind zu bevorzugen (Satzung - Gattenord· 
nl,Jng - 3- AnpAan.,ungen). 

Vorhandene Großbäume müssen regelmäßig zur Pflege beschnit­
ten werden. Dabei sind das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSehG), 
das Hamburglsche Gesetz zur Ausrührung des Bundesnatur­
schutzgesetzes (HmbBNatSchAG) und die Hamburgisc:he B1Hlm-
5chutzverordnung zu beac:hten. Splltestens bel Pächterwechsel 
muss rür Großbliume ein Antrag auf Fallung (Ahtrag auf I: rteilung 
einer Ausnahmegenehmlguhg nach Baumschutzverordnung) ge­
steilt werden (Au~n;ohrrlE" Hoc:h~lllrrorroige Obstb1iume). Die Be­
~eiligung und Beschneidung von BäUmen und Baumgruppen, die 
der Baumschutzverordnung unterliegen, ist nur mit schriftlicher 
Genehmigvng des zustllndigen Bezirksamtes zuläSSig. 

Rodungen und SChnlttmaßnllhmen Sind nur n;lch dem 01. Oktober 
und vor dem 01. Mlirz erlaubt. 

B!lStand'lg .. ~icherter Bewu~hs auf Knicks und Freiflächen Ist s3ch­
gemiß zu pflegen, soweit er Bestandteil dN PachtAache Ist (Ziffer 
14 Absatz 3 des Hauptpacht'vertragcs). 

Zur Fördl'rung der BlodlvcrsitAt sollen Baume mIt bruch- b~w. 
standsichertn Totholzanteilen auf der Pilrzelle erhalten bleiben und 
könneh zur ästhetischen AufWerLung rniL Klimm- und SchlingpAar'l­
zcn berankt werden. 

Alle auf der Parzelle befindlichen Anpflanzungen sind Eigentum des 
Pächters. Sie Sind nicht Bestandteil des Pachtvertrags (EInzeIpacht­
vertrag, § l. Nutzung, Ziffer 2) und werden genauso behandelt wie 
Baulichkeiten und bewegliche Gegenstände auf der Parzelle. Damit 
hilrtet der Pächter grundsätzlich fUr alle Baume auf seiner Parzelle. 
Er hat rür deren Verkehrssicherheit. ggf. unter Einsatz von Baum· 
kontrolll'uren. zu sorgen. 

In Ausnahmefällen sind Pächter von der Verkehrssicherungspflicht 
befreit, wenn schriftlich nachgewiesen werden kann (z.B. mit einem 
Protokoll zur Flächenübergabe), dass der Baum zu den benannten 
Gehölzen im Verein gehört, für die die FHH eine Pflege zugesichert 
hat. Wenn ein entsprechender Nachweis vorgelegt werden kann, 
übernimmt das zuständige Bezirksamt - Abteilung Management 
des öffentlichen Raumes (MR) - oder, entsprechend der Zustän­

digkeit innerhalb der ~HH, der Landcsbetrieb ImmQbilienmanage­
ment und Grundvermöger'l, die Bilumpflege. 



3.9 GEMEINSCHAFTSANLAGEN 

3.9.1 Gemeinschaftliche Grünflächen 
DerVerein ist für alle Anlagen und AnpAanzungen auf den Pachtnä­

ehen verkehrssicherungspflichtig, sofern im Einzelfall nicht etwas 

anderes vereinbart ist. 


Gemäß Ziffer 14 Absatz 3 des Hauptpachtvertrages sind zum 

Pachtgelände gehörende Hecken zu schneiden, Knicks und Freiflä­

chen sind zu pflegen. 


Die Maßnahmen sind iif. in Abstimmung mit der far die Gran­

und Erholungsanlagcn zuständigen bezirklichen Stelle s~chQemäß 


und unter Berücksichtigung der rechtlichen Vorgaben durchzufah­

ren. 


Bei allen pAegerischen Eingriffen ist die Beachtung folgender recht­

licher Vorgaben erforderlich: 


f die des 8undesnaturschutzgesetzes (BNatSc.,G) , 

• die der Hamburgischen Baumschutzverordnung (BaumSchV 
HA) 

• die des Hamburgischen Natufschutzausführungsgcscttcs 

(HmbNatSchAG) 

Kleingärten in Landschaftsschutzgebieten unterliegen zudem den 
jeweils geltenden Landschaftsschutzgebietsverordnungen. 

3.9.2 Cemelnschaftllche Einrichtungen 

Gemäß Ziffern 14 und 15 des Hauptpachtvertrages sind alle zum 
Pachtgelände gehörenden Wege, BrOcken, Drainageanlagen und 
Wasserleitungen zu reinigen und Instand zu halten. 

Alle DurchgaHgswege Sind tagsüber bis '!u m Einbruch der Dunkel­
h!"it offenzuhalten. 

Vereinswege sind nicht iluf eine Befahrbarkeit dun.:h Kraftfahrzeu­
ge ausgelegt und sollen grundsätzlich nicht befahren werdet'! . Eine 
generelle oder dauerhafte Genehmigung zum Befahren der Wege 
ist unzulässig. Das gilt auch fur das Parken auf den Vereinswegen. 
Mit einer schrifllichen Genehmigung des Verelns\tOfstands Ist zu 
Transportzwecken ein Befahren der Vereinswege und ein kurzfris­
tiges Parken ausnahmsweise möglich (Satzung - Gartenordnung 
~ Punkt:!). 

3.10 REGELUNGEN ZU ÖFFENTLICHEN GRONFLÄCHEN, BIOTOPEN, 
GRENZ- UND RUDERALFLÄCHEN AUSSERHALB DER PACHTFLÄ(HE 

Nicht zur P;lchtfläche gehörende Hecken und Grünfläch!"nanteile 
darfen nur mit dem Elhvl:r3tandnl~ d(:~ zu~tÄl1dige'1 bezirkli.;hen 
FlchamtM (M3hi\gement des orrentlidlcn Raums) verändert und 
bearbeitet werden. 

Da~ Fntsorgen von Abfillen, auch Grunschnltt etc., im öffentlichen 
Raum ist eine illewale Abrlllh.mtsor~unl: und kann n:tc" § 3'-1 , !'i 
324a, § 326 StGB geahndet werden. 

3.11 WEITERE NUTZU NGSVORGABEN IN KLEINGARTENANLAGEN 

3 .11.1 Verbrcnnun8 von Cart.n.~II.n I Feuer Im Garten 

Das Verbrennen von Abfallen - auch Gartenabflillen - Ist verboten . 

Feuerschalel'l dürf!"n nur dann genutzt werden, wenn trockene 

Holzscheite (Kaminholz) verwendet werden und keine Belästigung 

durch Rauch und Funkenflug entsteht. 


Durch Asche und Holzreste werden Schadstoffe in den Boden ge­

bracht, daher müssen die ausgekühlten Verbrennungsreste über 

die Müllgefaße der Stadtreinigung entsorgt werden. 


Festinstallierte Grilleinrichtungen in gemauerter Form oder aus 
6etonfertigteilen müssen einen Mindestabstand von 5,00 m zur 
Laube und 2,50 m zur Parzellengrenze haben. 

3.11.2 NutzungsbeschränkungeIl auf belasteten 80den 

Der Vorstand eines Vereins, auf dessen flächen Bodenbelastungen 
(Schadstoffel Bodengase) r~:;tie:;tellt worden sind, Ist verpflichtet, 
behördlicherseits ausgesprochene Hllndlung3c:mpfehlungen oder 

Einschränkungen (AlIgemeinverfOgung) in schriftlicher Form an 
alle betroffenen Pächter weiterzuleiten. 

Der Parzellen pächter erhält vom Vereinsvorstand zusammen mit 
dem Pachtvertrag die von der FHH erstellten vereinsspezifischen 
Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Bodenbelastungen. 
Den Erhalt und die Kenntnisnahme der Handlungsempfehlungen 
muss jeder Pächter des belroffenen Vereins per Unterschrift im 
Einzelpachtvertrag gesondert bestätigen. Diese Handlungsemp­
fehlungen sind von jedem Pächter (im eigenen Interesse) einzuhal­

ten . ~ine Nichteinhaltung von Anordnungen (AlIgf'melnverfagung) 
kann als Ordnung~wldrlgkeit ge~hndet werden. 


Darüber hinaus informiert die FHII mit der Veröffentlichung "Gär­

ten in der Stadt - Vorsorgliche Empfehlungen bei Bodenbelastun­

gen" alle betroffenen Garteninhaber. 


Siehe link: https:/ /www.hamburg.de/boden-altlasten/ll~854oo/ 


gaerten-in-der-stadt/ 


3.11.3 Bachläu(e, Entwisserungsgraben 

Jede Wasserverunreinigung, z.B. durch Einbringen von Abwässern, 

In Bachl:tufen und Entwässerungsgrllben ist verboten . 


8achläufe und Entwässerungsgräben müssen freigehalten werden 

und einen ungehinderten Wasserablauf sicherstellen. 


Der Einbau von senkrechten Böschungsbefestigungen an den Ent· 

wi\sserungsgräbcn zwischen den Parzellen ist nicht zul:tssig. Vor­

handene Befestigungen dieser Art sind nac:h Aufforderung durch 

den Vereinsvorstand, spätestens jedoch bei Pächterwechscl, zu 

entfernen. 


Vorgesehen ist die Ausbildung einer flachen Böschung. Diese kann, 

soweit erforderlich. stabiliSiert werden, bspw. durch den Einbau 

von Rasenginersteinen oder ähnlichen Materialien. 


Um bei Hochwasser einen zügigen Ablauf zu gewahrleisten und 

ein\.' Belastung (z.B. Eutrophierung, das heißt Überdüngung) des 

Gewässers zu vemlndern, muss entlang der Böschung f'in minde!i­

tens z m breiter Streifen von Gehöl7en, Matenallagerungen, Bau­

lichkeiten und Kompoststätten freigehalten werden. 


Ziffer '4 Absatz 2 des Hauptpachtvertrages und Punkt 9 der Gar­

tenQrdnung verpflichten die Pächter ~l.Ar Instandhaltung und kon­

til1uierlichen Reinigung der Entw:lsserungsgräben, die an die Par­

:zelle grenzen oder diese durchqueren. Enl ..prechenden Weisungen 

des Vorstandes ist Folge zu leisten. 


3.11.4 Tierhaltung 

Gemiiß SAtzung - G~rte'IIJ,<.lnunK - Punkt 12. Ist die TIerhaltung 
auf der Parzelle verboten. 


Ein vorübergehende'> M1lbrlrlgen von Hunden, Kauen und anderen 

Haustieren ist gesto.ttet. wenn artcrlschutzrechtliche ßestimmun­

jlen - Insbesonder~ 2um Vogelschutz - "'"gehalten werden. 1-1;;11..110­

tiere müssen beim Verlassen der Parzelle mitgenommen werden. 


Darüber hinaus Ist eine Gefährdung und Beeinträchtigung von Per­

sonen auszuschließen. 


Um Rattenpopulationen vorzubcu8cn, Ist das FOttern von wild 

lebenden Katzen, Tauben etc. In der gesamten Kleingartenanlage 

verboten. 


Eine Bienenhaltung kann der Vereinsvorstand im Einklang mit den 

gesetzlichen Bestimmungen (Privatrecht, Tierseuchenrecht, Bau­

recht) und ggf. naheren Anweisungen gestatten, 


Des Weiteren besteht eine Meldepflicht in Hamburg für Bienenhal­

ter: https:/lwww.hamburg.de/tierschutz-tiergesundheit/1004816/ 

meldepflicht-bienenhalter/ 


Weitere Informationen finden Sie auf den Seiten des Imkerverban. 

des Hamburg e.V.: 


https://www.ivhh.de/ 


,.11.5 Pflanzenschutz 

Pflanzenschutzmittel aus dem Qkoloii~chen Landbau sind auf dils 

unbedingt notwendige Maß Zu be$<:;hränkc:n und nur In Abspr<lche 

B 

http:https://www.ivhh.de
https:/lwww.hamburg.de/tierschutz-tiergesundheit/1004816
www.hamburg.de/boden-altlasten/ll~854oo


mit der Vereinsfachberatung einzusetzen. 


Die Bekämpfung von Wildkräutern mit Unkrautbekämpfungsrnit­

tein (Herbiziden) sowie der Einsatz von hochdosiertem Kalkstick­

stoff, Salz oder anderen Chemikalien ist verboten (Ziffer 18 Haupt­

pachtvertrag und Präambel der Gartenordnung). 


Bei Verdacht auf meldepflichtige Krankheiten/Schädlinge, wie z.8. 

Feuerbrand etc., ist die Fachberatung hinzuzuziehen. 


3.11.6 Gewerbliche Nutzung 


Jede Nutzung eines Kleingartens zu gewerblichen oder freiberuf­

lichen Zwecken ist durch Punkt' der Gartenordnung untersagt. 

3.11.7 Werbung 

Ziff'er '3 des HBuptpHchtvertrages verbietet jede Art von Werbung 
(gewerbliche, partl!ipollti5chl! !'tc), Insbl'sondl're durch Schilder, 
Aufschriften und Anschläge. 

3.11.8 Landschaftsschutz- und Wasserschutz- und Oberschwem­
mungsgebiete 

Kleingärten können in Bereichen mit besonderem SchlJtzstatus Ile­

g!.'!n, 2' .B. in Landschaftsschutz-, Wa sserschutz • oder Überschwem­

mungsgebieten. Bestehende Verordnungen (ur diese Gebiete Sind 

einzuhalten. 


Eine Übers icht der festgesetzten Landschaftsschutzgebiete mit den 

entsprechenden Verordnungen ist abrufbar unter: 


http://www.hamburg.de/la ndschaftsschutzgebiete / 


Eine Übersicht der festgesetzten Wasscrschutzgcbiete mit den ent­

sprechenden VerordnlJngen Ist abrufbar unter: 


http://www.harriburg.de/wasserschutzgebiete/ 


Eine AuAistung der Vereine in Wasserschu tzgebietel'l befindet sich 

am Ende des ,.Informationsblatts über die Nutzung von Wasser­

v!.'!rsorgungs- und Abwasserbe~eitigung~Bnlllgen Buf Kleing~rten. 


parzellen". 


Eine Ubersicht der festgesetzten Uberschwemmungsgebiete mit 

den entsprechenden Verordnungen ist abrufbar unter: 

h ltps: / /wwwhamburg.de/ueber$chwemmungsgeblete/ 

4. RECHTSVERBINDLICH KEil 
Dieses Merkblatt ist auf der BasIs des Einzelpachtvertrages. der 
Vereinssatzung mit Gartenordnung für illie Gartenfreunde vereins­
rechtlIch verbindlich . 

Weitere VerpAichtut'lget'l (>rgeben sich aus den Gesetzen, Verord· 
nungen und Verträgen mit Behörden. 

5. INKRAFTTRETEN 
Dieses Merkblatt tri tt mit Wirkung vom 0 1.01.2021 in Kraft. 
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BehOrde fur 

Umwelt und 
 VlGH LANO"SUNe"' 
Energie GAR TE fR EU OE IN HAM8UWG E.V. Hamburg 

KU GEN; 

MERKBLATT 

UBfR Oll UT U6 NYO A.~fRV R0 U tiS- U0 
DWASSERB~S~ITUiU GSANLAGfN A f L[I GA T AlU 

Dlf' se..etzlil;:he Grundl;lge fUr die NlltzVng von Wasserversorgungs. und Abwasseranlagen auf Kleingartenpar.zel. 

len ist das Bundeskleingartengesetz (Bl<leingG) vom 2.8.02..1983. zuletzt geändert iJm 19.09.:.wo6. 

In § 3 Bundeskleingatli'rigi'Si't2 ist festgl:'leg t . dass Kleingio1rtenlauben Ihrer BeschaffenheIt nach, in!ibe,ondere 

hin· :lIchtlieh Ihrer AlJ1ist~ttlJng vnd Einrichtung. nicht zum dauernden Wohnen geeignet sein dürfen. 

t<lemgartenlauben sollen nur für den vorübergehenden Aufenthalt nutzbar sein. Einbauten In Klelrlg~rlenlaube" 
mUs- sen eine der kleingärtneriSdH!1'I Nuttul'Ig di~l'\er'lde F\Jnktion haben. 

Wnseransc;hl05se und dllwgehörlge Installationen in den Lauben sowie Abwässerbeseitigungsanlagen lIuf kl@!n. 

gar. tenp:lrZellen entsprechen nicht der im Bt.mdeskleingartengef>l!tz definierten kleing::lrtnerlschen Nutzung. 
Vielmehr leisten sie unzul~sslgen Woh nnuuungen Vor$chub 

Kleingf-irren sind k@in@ Wochenendhau~8ebil!'te . 50ndern (jrOnflachel'l . 

Besonders krlfls.:k zu bewerte" sind au~h Abwisscrbescitigungsanlagen für die I(lelnglHt~,, 13Ub~ ... . Si!;" ~lellefl 
nicht nur ein Vergehen gegen die Bc~timmung~n de§ Bunde5~leingartengesetzes SOwie gegen bestehendv Pii,ht· 

vertrllge u.,d Satzungen dar, sondern die Betrclber verstoßl!n bei nlehr Qrdnung geit! eer ~nt$Qrgvng de~ Abwa:i­
sers zu:>iltz·lich gegen ilbwilsserrechtll(he Bestimmungen mit dpm rrgebnis umwelr$rr;tfre.:;h(lIcher TiitbeUandc. 

D:Jhl"r IAIvrde in de( Gartenördnung, dill in den hamburgllichen Kleingartenvereinl'n Be!:tandtl'iI der S:l~ul'\g 1)""; 

dc:. Pachtvertragcs ist, geregelt. da:>!! Wa:>seranschlosse innerhalb der Laube sowie Installationen von SpiJltollet. 

ren. B~. derfl. Duscl)ei1. etc. If'\ der Laube verboten "nd. 

Die Nutzung der KleinS:lftenl:lvb ~vr'l1 $f~i'"jige'l WQh'wn oder ~I.I gewerblic:hen lWKken Ist grundsätzlich uno 
tersagt. Daraus leiten Sich die nachfolgenden Erlaubnisse oder Verbote ~b. die größtenteils allch in gleicher oder 

iihnllchcr Formulierung In der SIt%utlg/Gllrlen",rdn\.'ng QQer in defl Pachtvertragen WIederzufinden sind. 

Ubcr Wa5~er· und Abwasserbelange hln~u~gl"h~"H:ie E·fl..vbrl,ue oder Verbote auf den Klemg;ntenplirzellen und 
mnerhalb der Lauben ~ind im .,M~rkblarr ~!1r NlJf"I,Jng von I(lelllg~f1t':n·j iluf8efuhrt. Diesel!. Merkblil1t Ist auf der 

Homepage des LCH untl'r ..www. ...n.......ln.knl" 
zu finden . 

R GELN FÜR WASSERVERSORGUN6S- U 0 B A SER­
BESEITIGU GSA LAGEN AUf KLEINGARTE PARZEllEN 

1. WASSERVERSORGUNG AUf DER PARZEllE U 0 IN DER URE 

ERLAUBT IST: 

Ein Wasseril1schluss auf der P.arzlille (ur die klelng!lrtnensche Nutzung außerhalb det Kleir'lgllrtl!hlaube (Be­
wässern de" Gartens) 

(jemaß Satzung und Cilrtenordnl.lng isfeine Zl.Ileitung zur Laube verboten . Da~ Anbringen von Wasserlapfstellel'l 
Innerl und außen an der laube I r UniEIrsagt Der Standort der VOITl Verein vorgegebenen Wasserz<lpfstcllc darr 
nicht verändert werden (Nr 9 Gartenordnung). 

Regenwis:ter$ammelbehälter sind gemäß Satzung und Gartenordnung nur ober1rdlsc;h erlavbi LInd mussen. 
wenn sie mehr als 1 rn J Fassunssvermögen haben vom Vorstand genehmigt werden (Nr. 9 Gartenordnl.lng). 

Stand: , " '"0'9 
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gewandelt werden. Die Entsorgung erfolgt in diesen Ausnahmefallen, In reißfesten Beuteln verpllclct, Ober die 
Restmülltonne. Die BetroffeMn wurd~n gesondert informiert. 

In den ftstgesetzten WasserschuTzgebieten Billstedt, Curslac~/Altertgamme, Süderelbemarsch/Harburger Berge 
und Eldelstedt/Stellingen wie auch In dem zukunftigen Wasscrschutzgebiet Stelllngen-Slld befinden sich Klein­
garten parzellen in der Verwaltung des Landesbundes der Gartenfreunde 11'1 Hamburg e.v. und der Bahh-Landwirt­
schaft. 

Ab dem Zeitpunkt, wenn dis Was5erschutzgebiet StelllngenT~ild ausgewiesen wurd~, ge Ihm for die dortigen V~r· 
eine die gleichen ~~gvl~ ri<:n w'e fur dlt: Vereine In den bereits jetzt be:)tehenden wHlISerschungebleten. 

Die wird gesondert veröffentllchr und ist auf der J.lomepage 
rh und 00/" IV lu finden. 

• POOLS 0 BADEB[( N 
Gemäß VerelnssCitzung und Gartenordnung sind Pools \,Iod 8adebecken verboten (N r 9 Gartenordnung) . 

Ij V RB'ND EIT 
Die rechtliche Verblndllenkeit der Satzuns !.Ind C;;.rtenordnung fü r jeden Pächter ergibt sich aus dem EtnzttlpOiIcht· 
vertrag (§ 2. (2)) . 

Div Verbindlic:hkoit fUr J ~dN' Pllel'lter der in diesem Merkblatt erläuterten Regelungen ergibt ~Icn tlllS dem Einzel­
pachtvertrag (§ 1 (4) und § 2. (3)) und dl!r Sattui'lg (§ " (4)) . 

FRAGE UND ANTWORTE : 

"(RHA DSf ESEN_ 
undellbund dl!r Ga l't~hf(tLi nde in Hjmb!.lrg e.Y. 
FuhlsbiJnlcr Strll&! 790. 22337 Hamburg 
Tel: °40/500564 -0 

Em.iI: i nfo@gartl!nfrI! I,Jnd~.nh .de 

Behörde fUr umwelt und En@rgll" (BU E') 
GrundstOcksentwässerung. Indlrekteinleltc r, 
Neuenfelder Strllße ; 9, 21109 1-1 rn burg 

Tel. : Tel. : °4°/42840-4164. 2235, 4249 
Email: grundstuecksentwaesserung@bue.hamburg.de 

, 
Behörde fUr Umwelt und Energie (BUE) 
Wasserwirtschaft 
Neuenfelder Straße 19 , 21109 J.lamburg 
Matthlas Solzbacher, Tel. 040/42840-3344 

Email: matthias.solzbacher@bue.hamburg.de 
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Behörde für umwelt und Energie (BUE) 
l andsc"afts-und Gr(lnplanvng 
Nl!ul!nfl!lder Straße 19. l 1109 Hamburg 
N N , Tl'I.· l)-iö/,, :z8 40-1"153 

Email: N.N_ 

ASSU-/B IJRECHT. 
Oie llJ5t:indlgc Stelle in Ih rem Bl!zlrk!t:l mt 
kOnnen Sie erfragen beim 
Telefonischen Hamburg Service 
montags bis freitags zwischen 7 und 19 Uhr 
Tel. : 040/428 28-0 

Dieses Merkblatt wurde von der Behörde rür Umwelt 
und Energie In ZIJ ar'r'tr'rienarbelt mit dem Landes-

bund der Gartenfreunde in Hamburg eV entwickelt 

mailto:matthias.solzbacher@bue.hamburg.de
http:grundstuecksentwaessewng�bLJI!.hamburg.de
mailto:info@g!lrten{rel.Jnd~.hh.de


VERBOTEN IST: 

Der Einbau von Wasserzapfstellen in der Kleingartenlaube. Dies gilt auch für die Installation von Waschbecken, 

Spülen, Duschen usw. sowie Abwasser erzeugenden Wasch· und SpLilmaschinen. 

Oer Einbau und die N~tzung von Spültoiletten jeglicher Art und Bauweise. 

Gemäß Sit.~ung kinn ein Mitglied ilt.Jsgesd\lo$sen werden, wenn es rechtswidrig Was(;hm~s(;hinen, GeschirrspO· 
ler, SpUltoiletten oder lIhnlich abwasserverursachende Maschinen Lind Vorrichtungen in der Laube betreibt (§ 3 

(6) e11 Satzung). 

2. 	AB ASSERANlAGEN I ENnORGUNG UND BEHANDLUNG ENTSTAND NU ABWÄSSER 
AUF DER PARZELLE 

ERLAU8T IST: 


Gering verunreinigtes Abwasser in kleinen Mengen zusammen mit verrottbaren Abf.lllen fachgerecht Lind um· 

wc:ltgerecht z:u kompostieren, wehn dieses nur mit biologisch abbau baren Stoffen in Berühn,mg gf:kQmmen ist, 


(r 8 . das AbwaUtlf 110m Gj!'~chim:pOlen von H:lnd und H:!ndel.llucht'n). d.h .. dilu 


die Kompostierung der Abwässer so durchgefUhrt wird, dass keine Schädigung der Umwelt oder Beillstigung 
~Intretfn kann. 


Komposfst3tten so angelegt werden. dass OberschOssiges Sickerwasser nicht Ir'! Enrwässeruri8~grllben abflie· 

ßen kinn und der Untergrund nicht beeinträchtigt wird, 


ändel'~ v~runreinigti!~ Abw3~~l!r in gleicher Weise wie der Inhalt von Campingtoil~tten (Chemietoiletten) !)ur In 
Abw~s~~rl)~rg~beu:.r öi'it'!n be~elflB'r werdt"n d!!rf. 

VERBOTEN IST: 

Das Einleiten von Schmutzwasser in Enlwässerungsgräben und Dränagen oder das Venickern im Boden. 

Ou Erri(;hten von Abwasser-Sammelbehältem (auch abflusslose). 

Der An:.chlus:. der Kleingilrtenlaube ilfl die öffentlichen Abwll:o:oeranlagcn (wie :Z:.B. das Sielnen) . 

Gemaß Satzung kann ein Mitglied ausgeschlossen werden, wenn 1'!5 sdwldhllft Boden\lrlrunrl'!inigungen verur~· 
:lChT (~j (6) e 12 S:lrzung) . 

3. TOllmEN 
ERLAUBT SIND: 

Troc.kentol"tten wie 

Streutollcttcn (Rindcnsc:hrot StrohhäC:ksel, Sägemehl, Torf), oder 

. VerduhStuhgstoilttteh (hierunter $ihd TrQckentQilett,n mit WärmevQrric;htl.lnK f(.lr die bes(;hlel.lnigte biolo­
gische Umbildung von ~k:alitn und Urin in Trodemiubstanz ~u verstehen) , 

Diese sind Jedoch nur dann erlaubt, wenn vor der Verwendung Im GOirten eine sorgßltige I(ompo!:tierung der 
Stoffe erfolgt. Die hier gewonnene Komposterde kann zur DUngung von Zierbeeten auf der eilJenen Parzelle ein· 

gesetzt werden. 

Trockentrenntoiletten 

sind eitie Sonderform der Tror:kentl'lilettfl, bei der der Urin bereits im Toilettensitzbereich abgetrennt und se­
parat gesammelt wird. Troclcen~toiletren sind nur unter der Voriilussetzung zuliissig, dus der Urin nicht 
in den Garten ausgebracht (verrieselt) wird, sondern ober eine im Kleingartenverein vorhandene Abwasser· 
übergabestation entsorgt wird. Die Feststoffe (Flizes mit Strukturstoffen bzw. Streumaterial und Toilettenpapier) 
sind iJber den ordnungsgemäß ~ngelegten Kompost 21.1 "nt$orgwn, FUr die Verwendung der Trockentrmntoilette 

muss jeweils eine schriftliche Zustimm\,lng des Vorstal"ldes vorliegen. 

Abweit!hend hiervon können folglnde TOiletten in Klelngartenl.lluben be,.,ut~t werden, W~nn entsprechende Auf. 
lagen erfUlit werden; 

Cilmpingtoiletten (Chemietolletten) 50fern 

der Inhalt in gemeinschaftlich vorgehaltenen uhd betriebenen Sammeletnrichtungen (Abwasserübergabesta­

tiM~1'I mit S~kmut~~!!@r!i~12i't~,hliJ $ oder Abwassersammel,ruben). z.S. am Vereinshaus, hygIenIsch eln. 



windfrei und ohne Umstände eingebrilcht werden !cann und bei Abwassersammelgruben eine regelmäßige 

Abfuhr durch zugelisliene Unternehmen gesichert Ist. 

Diese Sammelelnrichtung muss dilf'u( 91,1sdrOcklich vorgesehen/zugelassen sein . Wenn sich dIe Sammelein­

richtung in einem geschlossenen Raum befindet. ist zu gewährleisten. dass dieser gut durchlüftet und be­
leuchtet ist. 

Die Übergabe des Inhaltes kann ," einem dIrekt von außen zugangliehen und dafUr zugelas.senen Toiletten· 

raum erfolgen, in dem zur Reinigung der Gefäße ein Spülausguss, Wass@rhahn mit SchlauchaMchluss und 
ein Bodenablauf vorzuhalten Sind oder Ir., einer nicht umbauti," h'l!rfor zugelassenen speziellen Abwllsserü· 

bergabestatlon. 

der Parzellenben\Jtzer vor Aufstellen einer Camp,,'gtoilette (Chemietoilette) grundsätzlich die schriftliche Zu­
stimmung des Vcreinworstandes einholt, dje nl.lr erteilt wird. wenn die vorgelUl'lliten B!-dinglJngen err~1IL 

sind. 

VtR80TEN IST: 

Der Einbau und du" Nutzung von SpOltoiletten jeglicher Art und 9a\.lweise. 

Ocr Gebrauch \(on Cilmpingtolletttn ohne Entsorgung ~r Inhalte in einer AbwlISserO~rgabe:st.tion . 

Den Inhalt von c.mplngtQiletten (Chemictoilertel'l) 

• auf ein" Kompoststiittc zu IichOtten, 

• In &Inl! Pf\;Jnzenkl:lranlage einzuleiten oder 

• zu vergraben 

- Der Einbau l-Ind die NutzuFlS vOn Verpackungstoiletten. Eine Entsorgung uber die Hiimburser Stadt-

reinigung ist nicht zulässig. 

Ge/TläB SdLLung kilnn ein Mitglied ausgeschlosun werden. wenn es rechtswidtig Wuser,pOltoiletten betreibt (§ 
~ (6) e 1\ Satrung) . 

DIS b9deutwt, dUI :auf IClelnprtenparzellcn .uSer In mit Chemikalien betrielMnMn C2mplngtol&enen (eh mittoi· 
t.tten, kein f.:IkallenNlti~ Abwalser In&llan darf I 

J. I( EI SCHU GEBI N 
H3mbl~ f81i Trinkwali~erversorgung erfolgt zu 100 % KUS Grundwasser. AllerdinlJS sind nicht lilie (Ur die TrlnlcwiiS' 

Sefv8"orgung genutzt~n C:rundwllS servor~ommen ausrti,hend durch Deckschichten geschlltlt. so d.u in dIll­
sen ~ebieten besonder:; hohe Anfordl'!rungen ;In den vorbeugenden Crundwasscrschutl gestellt worden ml.l:uen. 
Daher wurden In Hamburg bereits fijt\fWa;serschutzgebiete aU$gewiesen. zwei weitere sind in Vorbere,wng. Die 

dort zeltenden Nurzung-.hesc.hrankl.lngen und Verbote sind in den jl'Welllgen Wane/'!ckut%gtb i~$vCrOfdnungen 
fL'Stgel~t und gelten auch fLlr Kicingirten~nlllgen . 

ERLAUBT SIND: 

umpmgtO/letten. deren Bel'lunul'l! dIe [:ntsorgl,lng der Fäkalien Ober eine Abw3sserObergabestelie vor~ussetzt. 

D,e In den Wassersc;;hl,.ltz:gebieten befindlichen Kolonien Sind verpflichtet. u/We-rzüglich eIne Abwuserübergabe­
stelle Z\.I errichten. sofern dort nicht bereits eine vorhanden bIt. 

VERBOTEN tsT: 

Das KompostIeren der Inhalte von TrockentoIletten aus privaten H.I.I~hillten und Kleingärten. 

Die Verwendung von Trockentoilett~nsY$Temel'l mit anschließender Kompostlerung (wie Streutoiletten. Verduns­
tungstoiletten) ist also hier nicht möglich. Vorhandene Trockentoiletten durfen in einer Übergangsze.t von 3 Mo­
naten nach Inkrafttreten einer Wasserschutzgebietsverordnung weiter genutzt werden. Neue Troc;ltentoiletten 
dorft" nach der Ausweisung eines Wasserschut:zpblets nicht mehr anpschafft werden. Cleiches gilt auch für 
vereinzelt vorhandene TrockenIW.!ltoiletten. Etne Entsorgung von Inhalten aus Trockentoiletten und von Fäzes 
9 11S Trockenmnntoiletren über den Rcs(mUllls( nicht zulässig. 

AUSNAHUEREGELUNG FOR SPllTIERKOlONIEN aN. KLEINSTKOLONIEN 

Far eine kleine Zahl von Parzellen. in Splitterkolonien bzw. Klelnstkolonien (weniger als 10 zusammenhangende 
Parzellen). wurde eine Ausnahrneregelung mIt der Hamburger Sbdtrei.nigung getroffen. Hier dürfen Verpa. 

dungstoiletten eingebaut und verwendet werden bzw. vorhandene Trockentoiletten in Verpackurtgstoiletten um-

http:genl,.lu
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CiARHNFREUNDE IN HAMBURG E.V. 

Behörde türili 
~ Stadtentwickl u ng 

und UmweltHamburg 

MERI<BlATT 
ZUR HECI<ENPFLEGE 
VORBEMERKUNG: 

Das Merkblatt zur '><1chgemäßen Ptlege von I lecken und Gehöl.l.cn wurde in Abstimmung mit dem Landesbund der 

Gartl'nfreunde in Hamburg e.V. durch die fachlich zuständige Behörde für SLadtentwicklung und Umwelt entwickelt. 

E:> i:>l eine an die ZWischenp<ichtf'r (ci!'n jl'welhgen Kleingartenverein) gerichtete erläuternde D.H:.Leliung der im 

H;lIJprj'l!l thtv!'rtrag zWischen der FHH und dem LGH unter Nr. '4 (1) genannten pnegehmwefse 

Die Umsetzung der Vorgaben im Smne einer fHLhlichen Weisung der 7IJ'\I:-tndlgen Behörde (vgl Cartenordnung Nr, 

14) obliegt den Vcrclllwor"tilnden bzw. den einzelnen Kleingarten pächtern . 


ALLGEMEINES 
Hecken Sind lebende. grüne Begrenzune:.elrmf'ntt' , die die Parzellen zu den Wegen abgrenzen . 
Sie gehören zur Pachttlache und Sind I.d. R. Gemeinschaftseigentum, da:; den Weisungen des Vorstandes entspre­
{;hend zu ge<:tnltcn und zu ptlcg~n I'It 
A~i der Au:,wolhl geelgneLer Heckt"npflan7cn Sind aus ökogischjOn A.,pekten heimische st:ttldortgerechle Laubgehölze 
wie 7 B H il lnbuche, Liguster, Weißdorn oder Feldahorn zu vt'rwenden . Sie bieten Vögeln einen besseren NI<öt- und 
Ruckzugsraum als Nadelgeholze und dienen zudem als NahrLlngsquelle. 
Nicht zur Pac:htfläche gehörende Hecken und GrOnflächenanteile In den sogenannt~n D<1uerkleing;ir len dUrfen nur 
mit dem Elnversrandnl<; cie ,> zuständigen bezirklichen Fachamtes "Management des öfrt'ntlichen Raums" bearbeitet 

werden. 

PFLEGE NACH DER PFLANZUNG 
Um nach der Pfhwzung eine dichte, hio; unten garnierte HCLke heranzuziehen, tTlu<;<;en die Jungen Heckenpflanzen im 
1. Jahr kraftig biS auf 60 'm Höhe zurücket"'ichnltt("n werden . 

je nach Triebwachstl.lrn wird die I lecke dann dU/l.h Formschnitt schrittweise biS zu eIMer Endhöhe von 1.1 0 rn aufge­

baur Du· Breite der Hecke kann situationsbedingt variieren wobei stets auf eine ungehinderte Nutzbarkeit der Wege 

zu achten ist. Breite Hecken sind ein optimaler Schutz- b7w Nistraum rur Kleintiere und lassen Sich bevorzugt an 

Durchgang~wegen mil begleitenden Rasenstreifen oder an breiten, wenig genutzten Nebenwegen realisieren. 


Hinter der Hecke sind dichte, auch heckenartige, Gehölzpflanzungen nicht gestattet, da die konkurrierenden Wachs­

turnsbedingungen zur Verkahlung der Parzellen begrenzenden Hecke führen. 

Sträucher "md auf der Parzelle immer In einem größeren Abstand zur Hecke LU pflanzen. 


JÄHRLICHE PFLEGE 
Ein regelmäßiger, jährlich durchzuführender Hecken'ichnitt Ist unbedingt erforderlich , damit sowohl die Gartenfreun­

de und Besucher al5 auch die Einsätze von Betnebsfahrzeugen des bezirklichen Fachamtes "Management des öf­

fentlichen Raums " und In Notfällen von Rettungsfahrzeugen nicht durch ein ungehindertes Wachstum der Hecken 

beeinträchtigt werden. 


KleIngartenanlagen sind Grünflächen, die der Allgemeinheit zuganglich sind . 

Die Gärten sollen daher auch von außen emsehbar sein, um Spaziergängern eine Anteilnahme an deren Schönheit 

zu gewähren . Damit die Hecke den Blick nicht behindert, darf sie die pfortenhähe von 1,10 m nicht überschreiten. 

Ausnahmen sind nur in Abstimmung mit dem LGH und der BSU möglich . 
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YLGH LANDES8UNO DfR 

GAkHNfREUNDE IN HAMBURG LV. 

In der Zeit vom 1. März bis zum 30. September ist es aus Artenschutzgründen verboten, Hecken, lebende Zäune, 


Gebüsche und andere Gehölze abzuschneiden oder aufden Stock zu setzen; zulässig sind lediglich schonende Form­


und Pflegeschnitte zur Beseitigung des jährlichen Zuwachses der Pflanzen (vgl. § 39 Absatz 2 Nummer 5 Bundesna ­

turschut2gesetz) , 

Darüber hinaus sind alle Hecken nach der Hamburgischen Baumschutzverordnung geschützt. Der Llbliche Form - und 

Ptlegeschnitt an Hecken ist jedoch freigestellt. 

Bei allen Schnittmaßnahmen sind die besonderen artenschutzrechtlichen Bestimmungen zu beachten (vgl. § 44 Abs. 

1 BNatSchG, Verbot der Tötung, Zerstörung von Lebensstätten und Störung europäischer Vogelarlen) 


Liegt der Kleingarten in einern Landschaftsschutzgebiet, gelten die Bestimmungen entsprechend der jeweiligen Ver­

ordnung. Auch hier ist der übliche Formschnitt der Hecken erlaubt. 


Hec:ken, die der Parzellen begrenzung dienen, werden zWi!lmal Im Jahr beschnitten · jeweils im Sommer nach Ab­

schluss dl"s Johannitriebes (nicht vor dem 24, Juni) und nach Abschluss der Vegetationsperiode, 

Die Vereinssatzung/Gdftenordnung (Ziffer 13 - Pflanzen und Naturschutz) erlaubt dem Vorstand die Art, die Form 

und den Zeitpunkt des Heckenschneidens zu bestimmen. 

Dabei ist die vorgegebene Maximalhöhe von l,lom einzuhalten. 

Um einem Verkümmern oder Kahlwerden der unteren Zweigpartien entgegenzuwirken sind Hecken konisch zu 

schneiden. 

Optimal ist ei/1e Hecke die an der BasIs 20 - 30 cm breiter ist als an der Spitze. 

Ein gleichmäßiger Heckenschnitt kommt dem Erscheinungsbild der gesamten Kleingartenanlage zugute. 


Hecken, die nicht der Parzellenbegret):.l!ung dienen und ohne Erziehungs$chnitt (rei wachsen wie I.B. Feldhecken 

oder Knicks (Wallhecken). die eine Verbindung zu benachbarten landwirt:><.haftlichen Flächen haben , können unter 

Umständen n,/ch dem Hamburgi5chen Naturschutzanpassungsgesetz in Verbindung mit dem Bundesnaturschutz­

gesetz (vgl. § 14 HmbBNatSchAG iV mit § 30 BNatSchG) Oll:. geselLtieh geschützte Biotope den besonderen Rege­

lungen des Gesetzlichen Bioropschutzes unterliegen , 


Bei ggf. btstthcnden rragen wenden Sie sit;;h biUe an die örtlich zustl1ndig~ Narufschutzdlenststelle. 

ZUSÄTZLICH E MASSNAH MEN 

Eine Mulchschicht unter d~r Hecke wirkt sich pocatlv i1wf das l::Iodcnleben aus, fördert den N:!hrstoffhaushalt, sorgt fur 

eme iiu:;,geglit;;hene Bodenfeuchtigkeit und schafft Lebensraum für zahlreiche Kleinstiebewesen. 

Krauts~ume L.B. aus Herzgespann, Malve, Schwarznessel, Katzenminze entlang der Hecken sind in Abstimmung mit 

dem Vereinsvorstand zu tolerieren oder gezielt anzulegen, damit für die heimische Tierwelt ein zus:!tzlicher Lebens­

raum mit Nahrungsangebot geschaffen wird , 

Die Bekampfung von Wildkräuterri I,JI1ler und an den Hecken mit unkrautbekampfwngsmltteln (Hcrbil:iden), Kalk ­

stickstoff, Salz oder anderen Chemikalien ist strikt verboten . 


Das Merkblatt zur Heckenpflege tritt mit Wirkung vom 01. Januar 2012 in Kraft, 

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt Hamburg 
Amt für Landes - und Landschaftsplanung 
Abt. Landschafts - und Grünplanung 

Dezember 2011 
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MERI<BLATI 
GEM EI NSCHAFTSARB Eil 
Eine der wichtigsten und in jeder Satzung herausgestellten pflichten Ist es, dass die Mitglieder ihrem Verein grund­
sätzlich für die notwendige Gemeinschaftsarbeit zur Verfügung stehen . Nur durch die Zusammenarbeit aller Vereins­
mitglieder ist es mogltch, dIe Gartenanlagen zu pflegen und werhalten. Dies ist die Voraussetzung dafur. dass sich 
die Anlage in der Öffentlichkeit darstellen kann und da~s sich der Anspruch des Vereins auf eine Forderung durch 
öffentliche Mittel rechtfertigen lässt. 

Grundlage für die jährlich zu leistenden Gemeinschaftsarbeitsstunden Ist die jeweilige Vereinssatzung in Verbindung 
mit den ent,:>prechenden Bestimmungen des Pachtvertrages und der Gartenordnung. Die Anzahl der erforderlichen 
Stunden Ist durch Beschluss des Vorstandes festzulegen, ebenso, ob die Stunden grundSätzlich oder nur In berechtig­
ten Ausnahmefällen durch anderweitige Leistungen oder finanziell abgegolten werden können. 

Die~em Beschluss ist das veremsmitglied wirksam unterworfen, es sei denn, ddss besondere GrUnde vorliegen, z.8. 
Krankheit etc. Dann hat jeder Vorstand die Moglichkelt, einzelne Gartenfreunde von der Arbeitspflicht und auch von 
der Verpflichtung zur Ersatzleistung zu befreien . 

Für alle anderen Falle Ist der Vorstand befugt, den dafür in der Mjtgliederver~arnmlung festgesetzten Betrag einzuför 
df'rn oder. f;,llls nur für berechtigte Ausnahmefälle eine Freistellung beschlossen worden ist, ein angemessenes 
Zwangsgeld zu verlangen. 

Dt>m steht auch nicht eine mögliche körperliche Behinderung oder fortgeschrittenes Alter entgegen, wenn der ent­
sprechende Gartenfreund noch in der Lage ist, Arbeiten in seinem eigenen Garten persönlich auszufuhren und ihm 
leichtere Gemeinschaftsarbeiten aufgetragen werden 

Da es bClzüglich des Zwangsgeldes immer wieder sehr unterschiedliche Auffassungen über dessE'I1 Höhe gab, hat 
der erweiterte Landesbundvorstand darüber diskutiert und ist zu folgendem ErgebniS gekommen ~ Der lB-Vorstand 
empfiehlt. 10,- € pro nicht geleistete Gemeinschaftsarbeitsstunde zu nehmen. 
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PROPANGAS (FLÜSSIGGAS) 

IN DEN lAU 8EN DER KLEI NGARTENAN LAG EN 

Propangasinstallationen in den Gartenlauben stellen ein erhöhtes Risiko f(.ir Feuerschäden dar. Von den Kleingärtnern 
kommen daher oft Fragen :zur Laubenversicherung (FED) und der Schadensabwicklung bei einem möglichen Feuer· 
schaden durch Propangaseinrichrungen in der Laube. 

Da es keine eindeutigen Rechtsvorschriften, Normen und Gesetze zu Propangasanlagen in Gartenlauben gibt, muss 
jeder Kleingärtner die SachkundigenprOfung von Propangaseinrlchtungen selber organisieren. Grundsatzlieh sind 
nämlich Angelegenheiten von Kleingärtnern untereinsr'lder rechtlich wie Angelegenheiten in der ramilie zu beLrachten . 
Dle~er Arlikel soll Kleingärrnerli e"ie Onentlerungshilfe geben, welche Prüfvorschriften, Schutzmaßnahmen und Un 
fallgefahren beim Cinsatz von Propdngasanlagen zu beachten sind . 

WAS KLEINGÄRTNER WISSEN UND BEACHTEN SOLLTEN 
Für Propdngasanlagen in Gartenlauben der Kleingartenvereine gibt es keine gesetzlichen Recht:jverordnungen, die 
turnusmäßige Prürungen festlegen, wie eS beispielsweise bei WohnwliIgen auf Campingplätzel'l \Iorge~r;hrleben ist. Es 
gibt aber allgemeine PrüfvorschrifLen für Propangasanlagen, damit die..e sICherheitstechnisch einwandfrei betrieben 
werden können, iln die "ich Kleingartner halten mussen . 

Die Prüfung emer fest installierten Propangasanlage besteht aus einer äußeren Prüfung. einer Druckprobe sowie einer 
Funktionsprufung der gesamten Anlage. Die Prüfung muss grundsätzlich durch einen Sachkundigen, z,ß. eine Fach­
firma erfolgen. Das Ergebnis der Prüfung sollte schriftlich mit Unterschrift und Prü(slempel belegt werden, damit der 
Kleingärtner Im Schadensfall einen Nachweis seiner Sorgfaltspflicht vorlegen kann . Prüfungen von installierten Pro­
pangasanlagen müssen nach derzeitigen VorschrirLen mindestens alle 10 Jahre Wiederholt werden und sind natOrlich 
prt!lslich gunstiger. wenn ein Verein alle Anlagen ZltSammen durch emen Sachkundigen prufen lasst. Außerdem hat 
der Verein die Gewissheit, dass die Propangasanlagen in sem er Klemgartenanlage sicherheitstechnisch gep~üft sind . 
Natürlich sollte immer eine Prüfung durch einen Sachkundigen erfolgen, sobald Änderungen an der Gasanlage vorge­
nommen werden, die die eihwandfreie und Sichere Funktion der Gasanlage beeinf'lus'len kann . 

Mobilf' Propangasanlagen sind jene EinrichLungen, bei denen das zu b~trt'ibende Vel'brauchsgerät (Herd, Grill USw.) 
mittels Schlaucn und Druckminderer an die Gasflasche ange~chlossen wird. Die folgefide Aufl,ahlung enth~lt nur 
einige Wichtige Punkte, die es zu beachten gilt: 

FleXible Schläuche dOrfen nicht unter Hochdruck. also nicht direkt an das Flaschenventil, angeschlossen werden! 

Propangasschläuche, die der geset:T!ichen Zulassungsnorm entsprechen, sind orange gefärbt und außen alle 
25 cm mit der Druckklasse und dem Zulassungskennzeichen versehen , 

Bei mobilen Propangasanlagen gibt es keine festgelegten PrüfVorschriflen für die gesamte Anlage, da diese stän ­
dig bewegt werden kann bzw. andere Geräte angeschlossen werden können. Die Geräte, Gasflasche, Druckmmde­
rer und Schläuche müssen letztendlich vor jedem Gebrauch aufihre einwandfreie Funktionstüchtigkeit hin geprüft 
werden . (Sind alle Anschlussteile, schläuche. Druckregeler, Geräte usw. in Ordnung?) 

Auch bei mobilen Propangasanlagen dürfen nur nach TÜV- und Din-Vorschriften zugelassene Schläuche, Druck· 
regeler, Ventile, Geräte usw. verwendet werden. 

Alle Verbrauchsgeräte müssen mit elektromagnetisch wirksamen Zündflamm- und Gasmangelsicherungen ausge­
stattet sein. 

Durchbohrungen in der Laubenwand (z.B. um die Verbindung zur Gasflasche herzustellen) müssen über beson­
dere Schutzrohre gesichert sein. 
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Es gibt gesetzliche Vorschriften zur Handhabung und Lagerung von Gasflaschen, denen auch die Kleingärtner folgen 
müssen . Vom TÜV zugelassene Gasflaschen erkennen Sie 3m Typenschild. auf dem auch die jahreszahl der Prüfung 
eingeschlagen wird. 

Gasflaschen müssen alle 10 Jahre bzw. alle 15 Jahre (neue Gasflaschen) von einem Sachkundigen geöffnet und 
geprüft werden. 

Gasflaschen müssen besonders gel"gert werden. 

Gasflaschen dürfen nicht in der Nähe von Zündquellen. und vor allem nicht in Wohn- und Schlafräumen gefagert 
werden . 

Gasflaschenschränke müssen ausreichend belüftet sein. 

Eigene I<onstruktionen, bei denen Materialien und Geräte ohne TÜV.Zulassung (bzw. Din-Norm) verwendet werden, 
sind als grob fahrlässig einZustufen . Im Schadensfall kann der Versicherungsschutz erlöschen. Unabhängig davon 
muss mit strafrechtlicher Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft gerechnet werden. 

Bei Feuer- bzw. Eyplosionsschäden In KleIngartenanlagen, welche durch Propangasanlagcn verursacht wurden und 

Lauben- und/oder Personenschäden mit Sich ziehen. \Jntersuchen Ermittlungsbehörden und Staatsanwaltschaft mit 

gleichem Maßstab wie bei Straßenverkehrsteilnehmern, bei denen Recht:;verordnl.lngen und Gesetzte el/isti!'!ren . 

Gerade deshalb sollten Kleingärtner Ihre Sorgfalts pflicht bei der Wartung der Propangasanlage nicht vernachlässigen. 

Kommt es durch Fahrlässigkeit zu einem Unfall mit Todesfolge. kann sich letztendlich kein Kleing:!rtner seiner Ver­

arlLwQrtung entziehen. 


Bei korrekter Bewertung der Feuer-, Explosions- und Betriebsgefahren in selbst geplanten und errichteten Propangao;­

anlagen besteht in fast jeder Kleingartenanlage Handlungsbedarf. 


Einer tatsächlichen und latent anzunehmenden nachbarschaftlichen Gefährdung kann nur mit regelmäßig!'!!" SlIch­

kundigenprüfungen begegnet werden. Prüfbefunde können rechtlich nl,Jr dann verwertet werden, wenn die Sachkun ­

digen staatlich anerkannt I,Jnd zugelassen sind, so wie dies in Fachfirmen der Fall 1St. 


ABSCHLIESSENDE BEMERKUNG 

Jeder Kleingärtner. der eine Propanga<;einrichwng In seiner Laube betreibt, ist verpflichtet. sich über die gesetzlichen 

Bestimmungen zu informieren und diese auch einzuhalten. 

Her<ircllerhinweise sind genau zu beachten . Bestimmte Gerate dürfen beispielsweise nur im Freien betrieben werden. 


Daraus ergibt sich fur die Versicherung der Lauben und deren Inventar (FED): 

Nicht ordnungsgemäß installierte und geprüfte Propangasanlagen (Flüssiggas), die einen Laubenbrand/Expfo­

sionsschaden verursachen, konnen beim Nachweis der groben Fahrlässigkeit des Kleingärtners zum Verll,Jst 

des Versicherungsschutzes führen! Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht lässt. 

(BGB §§ 276 f, §§ 823 ff) 


KVO Kleingartenversicherungsdienst GmbH 
Kaiser.Wilhelm-Ring 1 

50672 Köln 
Tel; 0221/913812 - 0 

Fax: 0221/91 3812 - 13 
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MERKBLATT 
KLEI NGARTEN LAU BEN 
1. WAS MUSS BEIM AUFSTELLEN EINER NEUEN LAUBE BEACHTET WERDEN? 

Steht auf der Parzelle noch keine Laube, so muss gemäß Vereinssatzung innerhalb von zwei Jahren eine Holzlaube 

errichtet werden. Das Gleiche gilt für einen Neubau nach Abriss der alten Laube. Ob doppelwandig isoliert oder Block­

bohlenlaube ist dabei l.merheblich. 

Die Laube darf einschließlich überdachter Terrasse eine Fläche von 24 m' nicht überschreiten. Dies ist dl,JfC.h das 

Bundeskleingartengesetz im § 3 vorgeschrieben. 


BEIM BAU VON LAUBEN SIND FOLGENDE HÖHEN UND ABMESSUNGEN ZULÄSSIG: 

Flach· oder Pl1ltdachlauben ; maximal 2,75 m 
Satteldachlauben: maximal 3.60 m 
Nur-Dachlauben ' m<!){imaI4.oo m 
Grundsätzlith ist ein Grenzabstand von 2.50 m zur Nachbarparzelle einzuhalten 
Zulässig sind nur Purtktfundamente (Sockelsteine). keine Ringfundamenr und keine geschütteten 
Plattenfundamente 

Vor jeder Errichb,.mg einer Baulichkeit (Laube, Kinderhaus, Gewächshaus etc) Ist eine schriftliche Genehmigung des 
Vereinsvorst~ndes einzuholen . Besit7r der Verein einen Laubenaufstellungsplan, das sind Plane, in denen der Parzel· 
lenplan den Standort der Laube vorschreibt. so wird ((.ir das Aufstellen einer Laube folgendes benötigt 

Zeichnung der Laube mit Maßangaben 
Typisierungsgenehmigung (Serienstdtik) des Herstellers/verkäufers 

Diese Unterlagen ~ind beim V~reit1SVorstol[ld für die Vereinsakten einzureichen. In diesem Fall genügl eine schriftliche 
Genehmigung des Vereinsvorstandes rur das Aufstellen einer Laube. 

2. BAUGENEHMIGUNG LAUBEN 
PLANUNGSRECHTLICHE ZULÄSSIGKElT 

Das Planungsrecht bestimmt, ob gebaut werden darf. Siehe au~h Punkt 7.7.1 Genehmiguhgsverfahren von Kleingar. 
lenl~uben. Drei Fallkonstellationen Sind hlerbcl zu unter".-h..,iden 

1. B- PLAN AUSWEISUNG: DAUERKLEINGÄRTEN 

Befindet sich die Garlerdaube In einer Kleingartenanlage, welche Im Bebauungsplan als Dauerkleingarten festgesetzt 
ist, stehen plamll'lgsrechtliche Vorschriften der Errichtung einer Kleingartenlaube nicht entgegen. Es bedarf keines 
Bauantrags durch die Behörden sondern nur durch den Vereinsvorstand . 

2. B-PLAN AUSWEISUNG: ANDERE - JEDOCH VORLIEGEN EINES BEHÖRDLICHEN LAGEPLANS 

Ist für die Kleingartenanlage ein behördlicher Lageplan (Ld .R. vom Bezirksamt) aufgestellt worden. geht die Bauauf. 

Sicht davon aus, dass die ggf. erforderliche Entscheidung über die Abweichung von der Art der baulichen Nutzung 

in diesem Verfahren getroffen wurde. Auch hier ist kein Antrag auf Zulassung einer Ausnahme oder Erteilung einer 

Befreiungsentscheidung nach § 31 BauGB. § 69 Abs. 2 HBauO erforderlich. 

Ist der behördliche Lageplan (LaubensteIlungsplan) vorhanden, so wird für das Aufstellen ell'ler Laube folgendes 

benotigt: 


Zeichnung der Laube in vier AnSichten, mit Maßangaben 
Typisierungsgenehmigung (Serienstatik) des Herstellers/Verkäufers 

Diese Unterlagen sind beim Vereinsvorstand für die Vereinsakte einzureichen. In diesem Fall genügt eine schriftliche 
Genehmigung des Vereinsvorstandes für das Aufstellen einer laube. 

3. ß-PLAN AUSWEISUNG: ANDERE .. OHNE VORLIEGEN EINES BEHÖRDLICHEN LAGEPLANS 

In diesem Fall ist f(,ir die Befreiung Von der zulässigen Art der baulichen Nutzung ein el"ltsprechender Antrag auf Zu· 
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lassung einer Ausnahme oder Erteilung einer Befreiungsentscheidung nach § 31 BauGB, § 69 Abs. :2 HBauO bei der 

Bauaufsichtsbehörde einzureichen. 

Diese k:leingartenanlagen werden in Hamburg als sogenannte Sonstige Gärten (früher: "Zeitgärten") bezeichnet. 

Fur den Aufbau einer L;lUbe ist eine planungsrechtliche Befreiung erforderlich. Hierzu ist ein Abweichungsantrag (ge­
bührenpflichtig) bel der zuständigen Bauprüfabteilung zu stellen . Die BefreilJng vom BaugenehmlgungfNerfahren für 
Gartenlauben mit einer Grundfläche von höch.,tens 74 m' gilt nur für Gartenlauben auf ausgewiesenen Flächen für 
Daucrklcmgarten Im Jeweiligen Bebauungsplangebiet. 

HINWEIS: 
Wenn die Bauprüfabteilungen erkli;lren, dass keine Genehmigung fLlr das Aufstellen einer neuen Laube notwendig ist, 
lassen Sie sich dies bitte für Ihre Unterlagen schriftlIich bestatigen. Legen Sie diese Bestätigung auch dem Vereins­
vorstand vor. 

ERFORDERLICHE UNTERLAGEN SIND IM EINZELNEN: 

der Antrag auf Abweichung 
der Abweichungsantrag/Begründung 
die Senenstatik 
der Grundriss (erh:lltlich vom Laubenbauer I Baumarkt) der entsprechenden Laube. 

Als weitere Anlage für den Antrag wird ein Lageplan (Vereinsparzellenplan) sowie eine Flurkarte (erhältlich beim 
Katasteramt, gebührenpflichtig) benötigt. Es muss der UmrISs der Parzelle gezeichnet und, in Absprache mit dem 
Vorstand, der Standort der Laube gekennzeichnet wl'rden . In alle Pläne mUSS der Grundriss dl"r Laube mit Angabe der 
Aussenmaße sowie der Grenzabstand von 2.50 m eingezeichnet werden. 

Der Antrag muss vom FHH Landesberrieb Immobillenmanagement und Grundvermögen (ehemalig Liegen,;charb­
verwaltung), Abteilung Bestandsmanagement, Millerntorplatz 1, 20359 Hamburg, unterschrieben Werden . 

Danach wird der Bauantrag bei der Bauprüfabteilung im rur den Jewellrgen Be:.J:irk zuständigen Bezirksamt gestellt. 
Hier wird auch mitgeteilt, ob weitere Unterlagen erforderlich sind . 

Erst nach Erhalt des Abweichungsbescheides darf die Laube aufgestellt werden . 

Eine Kopie d!'<; Gl'nehmigllngsbescheides der Bauprüfabteilung ist V!'lr Ba,ubeginn beim Vorstand einzureichen 

3. PFLEGE - UND ERHALTUNGSMASSNAHMEN FUR LAUBEN 

Damit der Holzfußboden der Laube intakt bleibt, sollten Sie nur atmungsaktive Beläge verwenden. PVC.Belägf'. Lami­

nat und Teppiche mit Kunststorfrüeken sind luftundurchlässig und das schwitzwasser, das Sich darunter bildet, kann 
nlchl verdunsten, wodurch der Fußboden leicht faulen kann. 

Bezüglich der Innenausstattung (Mobiliar, Ausbau etc.) gibt es keine Vorschriften. Die Laube sollte jedoch immer ein 
Gartenhaus in einfacher Ausführung bleiben . 

Denken Sie bitte daran, dass bei einer eventuellen Aufgabe der Parzelle der Wert fur die Ein- und Umbauten sowie 
das gesamte Inventar und bewegliche Gut nicht ermittelt wird und dafllr kein Anspruch auf Entschädigung besteht. 

Pflegen Sie Ihre Laube regelmäßig mit Holzpflege(-schutz)mltteln, damit ein vorzeitiges Altern der Laube vermieden 
wird . Vetwenden Sie Holzlasuren mit Pigmenten, damit das Holz nicht durch UV-Strahlung vergraut und somit zer­
stört wird. 

Ein Kleingarten ist nicht vergleichbar mit einer Immobilie, die im Wert ständig steigt. Kleingärten werden aufgrund der 
jährlichen Abschreibung im Wert immer geringer. 

Nach 3 Jahrzehnten hat eine Holzlaube keinen Buchwert mehr und bei einem Verkaufmüssen nur noch geringe Rest­
summen vom Nachfolgepächter bezahlt werden. Betrachten Sie dann die Weitergabe der Laube zu einem inzwischen 
geringeren Preis ähnlich wie eine gelungene Urlaubsreise: "Das Geld ist verbraucht, aber ich hatte eine schöne Zeit, 

und das war es mir wert". 
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MERI(BLAIT 

ASBEST 
Vorsicht ist bei alteren Gartenlauben gegeben, die ein Eternitdach haben . Die Eternitplatten wurden bis vor einigen 

Jahren noch mit Asbest7ement hergestellt. Auch bei Blumenkästen und Bcetcinfassungen wurden Asbestzement­

produkte verwendet. Die vom Zement umschlossene Asbestfaser erhöhte die Festigkeit des Produktes. Solange die 

Asbestzcmentpradukte unbeschädigt sind, geht man nach heutigem Kenntnisstand davon aus, dass keine uniTlIttei· 

bare Gefahr besteht. Erst durch mechanische BeSGhädigung und Bearbeitung sowie durch Verwitterung können durch 

Faserfreisetzung Gesundheitsrisiken entstehen. Gelangen feinste Asbestfasern mit der Atmung in die Lunge, bleiben 

sie dort dauerhaft und können zu sGhweren Erkrankungen (z.B Lungenkrebs) führen . 

Deshalb hat der Gesetzgeber durch § '5 der Gefahrstoffverordnung (BGB!. I, '993, S. '782) und Chemikalien- Ver­

botwerordnung (BGBI. I, '993, S 1710) ein Verwcndung:werbot erlassen. Unter dieses Verbot fällt auch das Sagen, 

Bohren, Schleifen, Reinigen mit Hochdruckreiniger "Abkärchern" . 

Verstöße sind Straftaten und können mit Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren oder mit Geldstrafe geahndet werden. 

Bevor Sie sich selbst oder unbeteiligte Dritte durch den unsachgemäßen Umgang mit Asbestzementmatenahen ge­

sundheitlich gefährden, sollte bei erforderlichen Abbruch·Reparatur- oder Instandsetzungsarbeiten eine Fachfirma 

beauftragt werden. Damit ware dann auch die ordnungsgemäße Entsorgung gewährleistet. 

Wenn es dann doch einmal vorkommt, dass Asbestzementprodukte im Kleingarten bearbeitet oder von etne.r Fach­

firma entsorgt werden, sollten immer Je! 1. Vorsitzende und die unmittelbaren Nachbarn informiert werden. Kindet 

sollten an diesem Tag fern gehalten werden. 


ASBEST: 
Asbest ist ein bergmännisch gewonnenes silikatisches MaNrial mit faseriger Struktur 

Infolge seiner guten Gl"brauchseigenschaften, wie unbrennbar, feuchtigkeitsbeständig, form~tabil gegenüber 

Druck, Säure, Temperatur usw., wurde Asbest zu Baumaterialien verarbeitet. 


Zu unterscheiden sind Baumaterialien mit Asbestanteilen in schwachgebundener Form (z.B Baufatherm., 

Neptunit, Sokalitplatten für den Innenausbi;lu) und solche mit Asbestanteilen In festgebundener Form (Asbest­
zement; A<;bestanted maximal 15 %). 


Asbestzementeueugnisse wurden als ebene und gewellte Platten im Innen- und Außenbercic;h verbaut. Garten ­

lauben, Bungalows und Garagen zeugen vielerorts t'lOch heute augenscheinlich davön 


Erst nachdem erkannt wurde, dass das Einatmen, dt!f bei der Be- und Verarbeitung von Asbesterzeugnissen freige ­

setzten Faserstäuben, für den Menschen stark krebserzeugend sein kann, wurde ,;chritrweise eine Verwendungs­

beschränkung bis zum heute grundsätzlichen Verwendungsverbot ausgesprochen. 


Das Einatmen von Asbestfaserst;;!uberl kann zu Krebserkrankungen der Lunge und des Rippenfells führen. Dabei kann 

die Einwirkung biS zu 20 und mehr Jahren zurückliegen. Asbestbedingte Krebserkrankungen führen in den meisten 

Fällen zum Tode. 

Bei den beruflich verursachten Krebserkrankungen steht Asbest von allen krebserzeugenden chemischen Stoffen an 

erster Stelle. Im Zeitraum von '978 bis '992 wurden Ga. 3000 Erkrankungsfälle durch die BerufsgenossensGhaften 

anerkannt. 

Asbest und asbesthaltige Zubereitungen sind daher nach der Gefahrstoffiterordnung als besonders gefährliche krebs· 

erzeugende Gefahrstoffe eingestuft. 

Bei jeder mechanischen Bearbeitung von Asbesterzeugnissen werden Asbestfasern freigesetzt und können eingeat· 

met werden. Die Faserfreisetzung ist bei den schwachgebundenen Asbestprodukten wesentlich größer als bei den 

festgebundenen Asbestzementerzeugnissen . 

Das KrebsrisIko steigt mit der Höhe der Faserkonzentration in der Atemluft. 

Faserkonzentrationen bis zu 1000 Fasern/m) werden noch als unbedenklich eingeschätzt. Bei mehr als 15.000 


Fasern/ml müssen Arbeitnehmer bereits Atemschutzmasken tragen. Beim Abkehren verwitterter Wellasbestdächer 

wurden Faserkonzentrationen von mehreren '0.000 Fasern/m J gemessen! 
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Seit '993 besteht in Deutschland ein allgemeines, zum Schutz der Gesundheit und der Umwelt erlassenes 

Asbestverbot! 

Dieses Verbot betrifft das Herstellen, Inverkehrbringen und Verwenden asbesthaitiger Stoffe, Zubereitungen und Er­


zeugnisse. 

Ausgenommen vom Verwendungsverbot wurden Abbruch-, Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten. Abbrucharbei­

ten umfassen u. a. den Abriss von Bauwerken mit der gezielten Demontage der asbesthaitigen Daustoffe, einschließ­

lich der erforderlichen Nebenarbeiten. 

Sanierungsarbeiten umfassen das Entfernen asbesthaltlger Materialien und erforderlichenfalls das Ersetzen durch 

asbestfreies Material. 


Instandhaltungen umfassen z.B. den gezielten Abbau einzelner defekter Asbestzenientplatten einer Dachdeckung 

oder Wandverkleidung aus zwingenden Grunden und ihren Ersatz durch IiIsbestfreie Produkte. 


BEACHTE: 
1 . 	 Der Einbau neuer oder Wiedereinbau gebrauchter Asbestzementplatten ist für jedermann verboten l 

2. 	 Abbruch-, Sanierungs und Instandhaltungsarbeiten sind auch im privaten Bereich nur unter den unten 
aufgeführten Bedingungen erlaubt. 

3- Jugendliche dürfen diese Arbeiten nicht durchführen. 

4. 	 Reinigungsarbcitcn von Asbestzementdächern mit dem Ziel der anschließenden Beschichtung gehören nicht zu 
den erlaubten Sanierungsarbeiten. 

5. 	 Ein Sanierungsverbot für eingebaute Asbestzementerzeugnisse besteht nicht. Die Sanierung sollte jedoch einer 
Instandsetzung vorgezogen werden . 

WAS IST BEI SANIERUNGS- UND INSTANDSETZUN6SARBEITEN AN ASBESTZEMENTERZEUGNISSEN 
ZU BEACHTEN? 


Sanierungs- und Instandsetzungsarbeiten sind so durchzuführen, dass eine Freisetzung bzw. Verschleppung von 

Asbestfasern , soweit wie möglich, vermieden wird. Diesem Ziel dienen insbesondere folgende Maßnahmen: 


Die Bearbeitung von Asbestzementerzeugnissen mit ArbCltsgeräten, die deren Oberfläche abtragen, wie z.8. 

Abschleifen, Hoch· und Niederdruckreinigung oder Abbürsten, Ist ausnahmslos für jedermann verboten. 


Asbeslzementerzeugnlsse <;111d duf der bewitterten ~elte vor dem Abtragen oder Ausbauen mit staubbindenden 

Mitteln, z. B. Stein- oder Pulververfestiger, "Zu besprühen oder dun.:;h Berieseln mit Wasser feucht zu halten. 


Auszubauende Materialien sind abzuheben und nicht herauszubrechen. 


Das Material darf nicht geworfen werden (Bruch vermeiden!) 


Unmittelbar nach dem Entfernen der Asbestzementerzeugnisse sind die durch asbesthaitigen Stlilub verunreinig· 

ten Flächen der UntcrkonstruktiOt'l, :t.B. Latten oder Sparren, durch feuchtes Abwischen sorgfältig zu remlgen. 

Stückige Abfälle sind in festen Kunststoffsäcken abzulagern, größere Platten auf einer Palette, die mit Planen ab· 

zudecken Ist. 


Mit der Beseitigung der Abfälle von Asbestzementerzeugnissen sollte grundSätzlich ein Abfallentsorgungsunter­

nehmen beauftragt werden, da an den Transport und die Deponie besondere gesetzliche Bestimmungen geknüpft 

sind . 


Seit 2011 muss der Transport auf öffentlichen Straßen vom Erzeuger über eine zentrale Meldestelle im Internet 
gemeldet werden. Gleichzeitig muss der Beförderer einen Begleitschein mit sich fuhren, woraus ersichtlich ist, wo das 
Asbest her kommt. Da die Daten zentral gemeldet sind. können die Behörden und der Entsorger jederzeit auf diese 
Daten zugreifen. 
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Verbrennung von Grünabfällen im Garten nicht mehr zulässig! 

Mit dem Senat~b{!~chluss 2{Jr Aufhebung d~r "VerordAun~ über die Beseitigung Clußerhalb 
\fon Abfallbeseltlgungsanlagen" Ist die Verbrennuna: von Gartenabfällen In Privat,ärten und 
öffentlichen Elnrlchtunien ab dem 18.10.2017 nicht mehr zulässig. 

Der Senat verfolgt mit dieser Maßnahme folgende Ziele: 
• Eine Verbesserung der LuftqualItät In Hamburg durch weniger Feinstaub 
• Eine Verminderung der Beeinträchtigung des meist dicht besiedelten 

nachbarschaftlichen Umfeldes durch Rauchbelästigung 
• Eine weitergehende Steuerung der Bioabfallströme zur Stadtreinigung Hamburg zur 

Gewinnung von Energie und Kompost aus Biomasse 

Die Beseitigung von Garter'labfällen durch Verbrennung Ist nunmehr eine 
Ordnungswidrigkeit. 

Um Gartenabfälle zu entsorgen, gibt es in Hamburg nahezu flächendeckend die Biotonne. 
Darüber hinaus nimmt die Stadtreinigung Gartenabfälle von Privathaushalten bis zu 1 m5 pro 
Anfahrt kostenlos an allen Recycllngh6fen an und Laub wird in der Laubsaison in speziellen 
Laubsäcken auch direkt am Grundstück abgeholt. 
Link zu den Terminen: 
www.stadtreinigung.humburg/privCltkunden/strassenundwege/laubsammlungl 

Weiterhin erlaubt Ist die Verwertung von Gartenabfällen, z.B. durch Kompostierung oder 
Mulchen. Erlaubt ist auch das Anzünden von privaten Brauchtumsfeuern wie Lagerfeuerni 
Grillfeuern oder Osterfeuern unter Beachtung der Brandschutzrichtlinien. Hierfür sind nur 
trockene, naturbelassene Hölzer zugelassen. Auch die großen, von Bezirksämtern 
genehmigten, öffentlichen Osterfeuer sind als Brauchtumsfeuer nach wie vor zulässig. 

Hintergrund: 
KreislaufWirtschaftsgesetz 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 69 Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 3. 
(1) Abfälle dürfen zum Zweck der Beseitigung nur in den dafür zugelassenen Anlagen 
oder Einrichtungen behandelt, gelagert oder abgelagert werden. 

Link zum Gesetz- und Verordnungsblatt: http://www.luewu.de/gvblldocs/2209.pdf , $. 328. 

Weitere Informationen auf der Internetseite der BUE: www.hamburg.de/abfall 

www.hambura.de/abfall
http://www.luewu.de/gvblldocs/2209.pdf
www.stadtreinigung.hLlmburg/privatkunden/strassenundwege/laubsammlung


VerpflichtungserkJärung 

  Mit der Übernahme der von mir gepachteten Parzelle in der Kleingartenanlage Lot uns in Ruh e.V 

  Kenn-Nr. 545 Parzelle Nr._______ verpflichte ich mich: 

 

- vor jeder Bautätigkeit eine Bauzeichnung mit Maßangaben bei dem Vereinsvorstand einzureichen 

  und von diesem eine schriftliche Genehmigung einzuholen. Falls erforderlich. ist auf Verlangen des 

  Vorstandes eine behördliche Genehmigung einzuholen. 

 

- innerhalb von zwei Jahren eine Laube auf dem vom zuständigen Bezirksamt erstellten 

  Laubenaufstellungsplan vorgesehenen Platz der Parzelle zu errichten 

 

- nur eine Laube auf Sockelfundamenten (Punktfundament), in Holzbauweise und mit maximal 24 m' 

  (einschließlich überdachtem Freisitz) aufzubauen (Ring- und Plattenfundament sind nicht gestattet) 

 

- keine Laube aus ungeeignetem Material (z. B. Holz für Innenverschalung), Abfall- oder Altholz zu 

  erstellen 

 

- beim Aufstellen der Laube mindestens einen Grenzabstand von 2,50 m zur Nachbarparzelle 

  einzuhalten 

 

- in der Laube keine Wasserspültoilette, Dusche etc. einzubauen 

 

- auf oder an der Laube keine Kommunikationsanlagen (Antennen jeglicher Art) zu installieren 

 

- auf der Parzelle keine Wohn- Lind Bauwagen oder ähnliches (auch nicht vorübergehend).  

  keine Schwimm-/ Badebecken, keine gemauerten Kamine (auch aus Fertigteilen) aufzustellen 

 

- keine Gehölze (Bäume) zu pflanzen. die eine natürliche Endhöhe von 5 m überschreiten 

 

- die Kompoststätte so anzulegen, dass kein Sickerwasser in Gräben laufen kann 

 

Mir ist bekannt, dass Verstöße gegen die Verpflichtungserklärung und Satzung zur Kündigung des 

Pachtverhältnisses und der Mitgliedschaft Im Verein führen können. 

 

 

Name, Vorname_______________________________________________________ 

 

 

 

Straße, PLZ / Wohnort__________________________________________________ 

 

 

 

 

Datum_________________________ / Unterschrift___________________________ 




